
Niederschrift über die 
Öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
der Gemeinde Berglen am 21.11.2017 

 

Anwesend: Bgm. Friedrich und 14 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 15 
Normalzahl: Bgm. Friedrich und 20 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 21 
Entschuldigt :  

 

 Frau Gemeinderätin Petra Finze  

 Herr Gemeinderat Sascha Geck  

 Herr Gemeinderat Rolf Hammer  

 
Frau Gemeinderätin Helga Hanke (ab TOP 
6 anwesend) 

 

 Herr Gemeinderat Karl-Heinz Moser  

 Herr Gemeinderat Felix Scherhaufer  
 

Unentschuldigt :  
 

  
 
 

Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Regina Ehmann; Frau Corinna Sigloch; 
Frau Gudrun Boschatzke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber; Herr 
Götz Müller; Herr Reiner Rabenstein 
Presse, Zuhörer 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

Öffentlicher Teil 

 
1.1. Bekanntgaben  

- Termine der nächsten Sitzungen des Gemeinderats und seiner Aus-
schüsse 

   

    
Der Vorsitzende gibt die Termine der nächsten Sitzungen des Gemeinderats und seiner Aus-
schüsse bekannt: 
 

 Sitzung des Bau- und Umweltausschusses   05.12.2017 

 Sitzung des Verwaltungs- und Finanzausschusses  12.12.2017 

 Sitzung des Gemeinderats     19.12.2017   
 
Der Gemeinderat nimmt Kenntnis. 
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1.2. Bekanntgaben  

- Bekanntgabe der in nichtöffentlicher Sitzung am 10.10.2017 gefassten 
Beschlüsse 

   

    
Bürgermeister Friedrich gibt bekannt, dass der Gemeinderat in seiner letzten nichtöffentlichen 
Sitzung am 10.10.2017 einstimmig beschlossen hat, dem haushaltsneutralen Erwerb sämtlicher 
Gesellschafteranteile der Landkreise Böblingen, Ludwigsburg, Esslingen, Göppingen und Rems-
Murr-Kreis an der Rechenzentrum Region Stuttgart GmbH durch den Zweckverband Kommuna-
le Datenverarbeitung Region Stuttgart (KDRS) zuzustimmen. Der Gemeinderat hat den Bürger-
meister als Vertreter der Gemeinde in der Verbandsversammlung des Zweckverbands KDRS 
ermächtigt, einem Anteilskauf- und Übertragungsvertrag zum Erwerb und Annahme sämtlicher 
Gesellschafteranteile der Landkreise Böblingen, Esslingen, Göppingen, Ludwigsburg und Rems-
Murr-Kreis an der RZRS GmbH durch den Zweckverband KDRS sowie den hierfür notwendigen 
Handlungen und Bevollmächtigungen zuzustimmen.  
Ferner wurde der übertariflichen Zulage an eine Mitarbeiterin der Gemeinde einstimmig zuge-
stimmt.     
 
Der Gemeinderat nimmt Kenntnis. 
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1.3. Bekanntgaben  

- Gedenkveranstaltung am Totensonntag 
   

    
Der Vorsitzende gibt bekannt, dass die örtliche Gedenkfeier zur Erinnerung an die Verstorbenen 
am Totensonntag, dem 26.11.2017 um 14.00 Uhr auf dem Friedhof in Rettersburg stattfindet. 
Die Ansprache erfolgt durch Frau Gemeinderätin Christa Jooß.   
 
Der Gemeinderat nimmt hiervon Kenntnis. 
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1.4. Bekanntgaben  

- Bürgerversammlung mit Blutspenderehrung am 29.11.2017 
   

    
Der Vorsitzende informiert, dass die Bürgerversammlung am 29.11.2017 um 19.00 Uhr in der 
Turn- und Versammlungshalle Steinach stattfindet.    
 
Der Gemeinderat nimmt Kenntnis. 
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1.5. Bekanntgaben  

- Eröffnung der LehrerLernWerkstatt des Rems-Murr-Kreises am 1.12.2017 
   

    
Bürgermeister Friedrich gibt bekannt, dass die feierliche Eröffnung der LehrerLernWerkstatt des 
Rems-Murr-Kreises am 1. Dezember 2017 um 14.00 Uhr in der Nachbarschaftsschule „In den 
Berglen“ stattfindet.    
 
Der Gemeinderat nimmt Kenntnis. 
 
 
 



Niederschrift über die 
Öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
der Gemeinde Berglen am 21.11.2017 

 

Anwesend: Bgm. Friedrich und 14 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 15 
Normalzahl: Bgm. Friedrich und 20 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 21 
Entschuldigt :  

 

 Frau Gemeinderätin Petra Finze  

 Herr Gemeinderat Sascha Geck  

 Herr Gemeinderat Rolf Hammer  

 
Frau Gemeinderätin Helga Hanke (ab TOP 
6 anwesend) 

 

 Herr Gemeinderat Karl-Heinz Moser  

 Herr Gemeinderat Felix Scherhaufer  
 

Unentschuldigt :  
 

  
 
 

Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Regina Ehmann; Frau Corinna Sigloch; 
Frau Gudrun Boschatzke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber; Herr 
Götz Müller; Herr Reiner Rabenstein 
Presse, Zuhörer 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 
1.6. Bekanntgaben  

- Bevölkerungsfortschreibung zum 30.09.2016 
   

    
Bürgermeister Friedrich gibt bekannt, dass die fortgeschriebene Bevölkerungszahl in Berglen auf 
Basis Zensus 2011 zum 30.09.2016 bei 6.216 Personen liegt. Davon sind 3.103 Personen 
männlich und 3.113 weiblich. Dies ist gleichzeitig ein historischer Höchststand. 
   
 
Der Gemeinderat nimmt die Bevölkerungsfortschreibung zur Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Hauptamt 
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1.7. Bekanntgaben  

- Besucherstatistik der Berglestouren 
   

    
Der Vorsitzende nimmt Bezug auf die von den Naturparkführern des Schwäbisch-Fränkischen 
Waldes, Herrn Elsäßer und Frau Uter, durchgeführten Berglestouren. Insgesamt wurden inner-
halb eines Jahres 236 Teilnehmer durch Berglen geführt, im Schnitt also 20 Teilnehmer pro 
Berglestour.   
 
Der Gemeinderat nimmt Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Hauptamt 



Niederschrift über die 
Öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
der Gemeinde Berglen am 21.11.2017 

 

Anwesend: Bgm. Friedrich und 14 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 15 
Normalzahl: Bgm. Friedrich und 20 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 21 
Entschuldigt :  

 

 Frau Gemeinderätin Petra Finze  

 Herr Gemeinderat Sascha Geck  

 Herr Gemeinderat Rolf Hammer  

 
Frau Gemeinderätin Helga Hanke (ab TOP 
6 anwesend) 

 

 Herr Gemeinderat Karl-Heinz Moser  

 Herr Gemeinderat Felix Scherhaufer  
 

Unentschuldigt :  
 

  
 
 

Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Regina Ehmann; Frau Corinna Sigloch; 
Frau Gudrun Boschatzke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber; Herr 
Götz Müller; Herr Reiner Rabenstein 
Presse, Zuhörer 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 
1.8. Bekanntgaben  

- Sachstand Breitbandausbau 
   

    
Der Vorsitzende informiert, dass die Leerrohrverlegung von der Nachbarschaftsschule bis zum 
Kabelverzweiger beim Netto-Markt zwischenzeitlich durchgeführt wurde. Für die Ortsteile 
Ödernhardt und Teile von Oppelsbohm wurde eine Markterkundung durchgeführt. Bürgermeister 
Friedrich geht davon aus, dass ein Ausbau durch einen Netzbetreiber im Zuge des weiteren Ver-
fahrens sichergestellt werden kann.   
 
Der Gemeinderat nimmt hiervon Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Bauamt 
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2.1. Verschiedenes und Anfragen aus dem Gemeinderat  

- Sachstand Breitbandausbau interkommunaler Zusammenschluss Ru-
dersberg - Berglen 

   

    
Bürgermeister Friedrich nimmt Bezug auf die interkommunale Zusammenarbeit mit der Gemein-
de Rudersberg, um die Breitbandversorgung in den Ortsteilen Klaffenbach, Schlechtbach West, 
Lindental, Necklinsberg, Krehwinkel, Drexelhof, Kieselhof, Linsenhof und Teilen von Rettersburg 
zu verbessern. Weiter teilt er mit, dass die NetCom BW, ein Tochterunternehmen der EnBW, ein 
Angebot zur Überlassung passiver Infrastrukturen zur Breitbandversorgung im Wege der Pacht 
zur Erbringung von Breitbanddienstleistungen in den Gemeinden Rudersberg und Berglen vor-
gelegt hat. Eine Anschubfinanzierung von 15.000 € ist erforderlich. Der Zuschlag zum Angebot 
soll in Abstimmung mit der Gemeinde Rudersberg, die für das Verfahren federführend zuständig 
ist, erteilt werden. Der Vorsitzende ist zuversichtlich, dass der Ausbau im Jahr 2018 erfolgen 
kann.    
 
Der Gemeinderat nimmt dies zustimmend zur Kenntnis 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Bauamt 
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2.2. Verschiedenes und Anfragen aus dem Gemeinderat  

- Geburtstage der Gemeinderäte seit der letzten Sitzung am 10.10.2017 
   

    
Der Vorsitzende spricht folgenden Gemeinderäten, die seit der letzten Gemeinderatssitzung am 
10.10.2017 Geburtstag hatten, seine Glückwünsche aus und bedankt sich für das ehrenamtliche 
Engagement. 
 

 Herr Gemeinderat Volker Tottmann    24. Oktober 

 Frau Gemeinderätin Ute Aigner    25. Oktober 

 Herr Gemeinderat Ralf Müller    29. Oktober 

 Herr Gemeinderat Armin Haller    13. November   
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3. Bürgerfragestunde    
    
Es werden keine Anfragen aus der Mitte der Bürgerschaft gestellt.   
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4. Zustimmung zu den Wahlen der Freiwilligen Feuerwehr Berglen 

 
   

    
Auf die Sitzungsvorlage 354/2017 und die Tischvorlage wird verwiesen. Die Vorlagen sind Be-
standteil des Protokolls. 
 
Der Vorsitzende beglückwünscht vorab die neu- bzw. wiedergewählten Feuerwehrkameraden zu 
ihren Ämtern. 
 
Anschließend stellt er die Verdienste der Freiwilligen Feuerwehr unter Federführung des bisheri-
gen Kommandanten Maier vor und bedankt sich für die stets sehr gute und vertrauensvolle Zu-
sammenarbeit. Er betont, dass das Ehrenamt ein großes zeitliches Engagement erfordert. Er 
bedauert das Ausscheiden des Gesamtkommandanten aus der Führungsriege, hat aber auch 
Verständnis dafür, dass dieser mehr Zeit für die Familie benötigt. Als Zeichen des Dankes und 
der Wertschätzung überreicht der Vorsitzende einen Geschenkgutschein für ein Familienwo-
chenende im Gutshof Sammareier in Bad Birnbach. 
 
Kommandant Maier betont, dass das Geleistete nicht allein sein Verdienst sei und bedankt sich 
bei seinen Feuerwehrkameraden, dem Gemeinderat und der Verwaltung für die gute Zusam-
menarbeit. 
 
Der scheidende stellvertretende Gesamtkommandant Cornelius Müller erhält ebenfalls ein Prä-
sent der Gemeinde.  
Ein nachträgliches Geschenk der Gemeinde wird an Herrn Rolf Jung für die interimsweise über-
nommene stellvertretende Abteilungsleitung der Abteilung Süd gegeben.  
 
Der Vorsitzende hofft auf eine weiterhin gute, konstruktive und vertrauensvolle Zusammenarbeit 
mit der Freiwilligen Feuerwehr.  
 
Gemeinderätin Jooß bedankt sich bei allen, die bereit sind wieder Verantwortung zu überneh-



men. Für die Zukunft wünscht sie sich, dass die Wehren der Abteilungen Nord und Süd noch 
weiter zusammenrücken.   
   
 
Der Gemeinderat fasst den einstimmigen Beschluss: 
 
Der Gemeinderat stimmt diesen Wahlen zu und beauftragt Bürgermeister Maximilian 
Friedrich mit der Bestellung der Gewählten. 
   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Bürgermeister  
  1 x Ordnungsamt  
  1 x Kämmerei   
 



 
 

 

 
 

Zustimmung zu den Wahlen der Freiwilligen Feuerwehr Berglen 
 
 
Die Freiwillige Feuerwehr Berglen Abteilung Süd hat bei ihrer außerordentlichen Abteilungsver-
sammlung am Freitag, dem 03.11.2017 die Wahlen des Abteilungskommandanten sowie des 
stellvertretenden Abteilungskommandanten durchgeführt.  
 
Auf die Dauer von je fünf Jahren wurden gewählt: 

- zum Abteilungskommandant der Abteilung Süd Herr Bernhard Kurz 
- zum stellvertretender Abteilungskommandant der Abteilung Süd Herr Samuel Müller  

 
Darüber hinaus werden im Rahmen der Hauptversammlung der Freiwilligen Feuerwehr Berglen 
am Freitag, dem 17.11.2017 sowohl der Gesamtkommandant, als auch dessen Stellvertreter 
neu gewählt.  
 
Parallel dazu wird auch die Abteilung Nord der Freiwilligen Feuerwehr ihren Abteilungskom-
mandanten sowie den stellvertretenden Abteilungskommandanten neu bzw. wieder wählen.  
 
Gemäß § 8 Abs. 2 S. 1 des Feuerwehrgesetzes von Baden-Württemberg (FwG) muss der Ge-
meinderat die Wahl bestätigen bzw. zustimmen und den Bürgermeister dazu ermächtigen, die 
gewählten Kommandanten zu bestellen. 
 
Da die Wahlen der Gesamtwehr bzw. der Abteilung Nord lediglich vier Tage vor der Gemeinde-
ratssitzung stattfinden, werden die Namen der gewählten Funktionsträger per Tischvorlage er-
gänzt.  
   
  

 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g : 

 
Der Gemeinderat stimmt diesen Wahlen zu und beauftragt Bürgermeister Maximilian 
Friedrich mit der Bestellung der Gewählten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
   
 
 
Verteiler:   

 
1 x Bürgermeister  
1 x Ordnungsamt  
1 x Kämmerei   
 

 

Vorlage für die Sitzung Sitzungsvorlage Az.: 
Gemeinderat SV/354/2017 131.17 

Datum der Sitzung Öffentlichkeitsstatus Beschlussart 
 

21.11.2017 öffentlich Entscheidung 
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5. Gewährung eines Zuschusses an die Landfrauen Berglen für den Umbau 

der Gymnastikhalle der ehemaligen Schule Vorderweißbuch zu einem 
Vereinsheim 
 

   

    
Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt die Sitzungsvorlage 355/2017 und die Tischvorlage vor. 
Die Vorlagen sind Bestandteil des Protokolls. 
 
Der Vorsitzende begrüßt das Vorstandsteam der Landfrauen, den mit der Koordination der Sa-
nierungsarbeiten betrauten Herrn Rolf Weng sowie Herrn Architekt Frieder Jud und leitet nach-
folgend in die Thematik ein. Er führt ergänzend aus, dass die Gemeinde die Kosten für den Ar-
chitekten zu 100 % übernehmen werde. Für die Landfrauen gibt es über die Vereinsförderrichtli-
nien noch die Möglichkeit, dass die Gemeinde für ein etwaiges Darlehen eine Ausfallbürgschaft 
übernehmen könne, falls dies erforderlich würde. Erwähnenswert sind an dieser Stelle auch die 
sehr vielen im Ehrenamt geleisteten Arbeitsstunden, eine beachtliche Leistung, die Respekt ver-
dient. 
 
Gemeinderat Schade nimmt Bezug auf die Baukosten. Nach Beschlussfassung im Gemeinderat 
am 09.05.2017 wurden 50% der Gesamtkosten der Maßnahme von der Gemeinde in Aussicht 
gestellt. Die Gemeinde geht davon aus, dass für die Baumaßnahme aufgrund der umfangrei-
chen ehrenamtlichen Eigenleistungen Aufwendungen in Höhe von voraussichtlich 64.336,00 
Euro anfallen, die Kostenaufstellung des Architekten geht hingegen von ca. 95.000 € aus. Ge-
meinderat Schade ist der Auffassung, dass für die Bezuschussung die ca. 95.000 € herangezo-
gen werden sollten, um das ehrenamtliche Engagement der Landfrauen auch entsprechend 
wertzuschätzen.  
 
Der Vorsitzende stellt klar, dass sich die Kosten bei einer kompletten Fremdvergabe auf rund 
95.000 € belaufen würden. Nach Abzug der Eigenleistungen durch die Landfrauen liegen die 
Kosten noch bei rund 65.000 €. Der Gemeinderat müssen entscheiden, ob eine Förderung aus 
den tatsächlich anfallenden Kosten, also aus den Gesamtkosten abzüglich der Eigenleistungen 



erfolgen sollte oder ob die Baukostenberechnung bei Fremdvergabe herangezogen werde.  
 
Gemeinderat Klenk hebt die Sondersituation der Landfrauen hervor, die das ursprüngliche Ver-
einsgebäude aufgrund einer Eigennutzung der Gemeinde (für Kindergarten) verlassen mussten. 
Der Umbau der neuen Räumlichkeiten musste also notgedrungen vorgenommen werden. Des-
halb sollten die vielen ehrenamtlichen Stunden auch entsprechend honoriert werden. Sonst sind 
die Vereine, die Eigenleistungen erbringen, noch gestraft. Als Berechnungsgrundlage sollen 
deshalb die ca. 95.000 € herangezogen werden.  
 
Gemeinderat Frey schlägt vor, den Betrag auf ca. 95.000 € zu deckeln. 
 
Gemeinderätin Jooß schließt sich den Ausführungen von Gemeinderat Klenk an. In der Sitzung 
am 09.05.2017 wurde Wert darauf gelegt, dass nur die Maßnahmen durchgeführt werden sollen, 
die unbedingt notwendig sind und dass es dabei nicht nach dem Motto „nice to have“ gehe. Sie 
ist deshalb der Auffassung, dass die ca. 95.000 € als Ausgangspunkt für die Bezuschussung 
herangezogen werden sollen.  
 
Architekt Jud betont, dass die Gesamtkosten mit ca. 95.000 € gewissenhaft ermittelt wurden und 
nur das Nötigste gemacht werden soll. Die Kosten wurden objektiv ermittelt. Die große Eigen-
leistungsbereitschaft stellt einen gewissen Betrag dar.  
 
Herr Weng freut sich, dass der Gemeinderat die freiwillig geleisteten Stunden gewertet sehen 
will. Er gibt zu bedenken, dass die Landfrauen gezwungen waren, ihr Vereinsheim aufzugeben. 
Keiner hatte gedacht, dass die neuen Räumlichkeiten mit so viel Aufwand umgebaut werden 
müssen. Die Landfrauen können die Investitionen nicht alleine schultern und sind auf die Mitar-
beit vieler Personen angewiesen.  
 
Auch Gemeinderätin Rommel kann ihren Vorrednern voll und ganz zustimmen. Bezüglich der 
von Bürgermeister Friedrich angesprochenen Folgeentscheidungen bei anderen Vereinen führt 
sie aus, dass man immer unterschiedliche Fälle gehabt habe und nie eine einheitliche gerade 
Linie gefahren werden konnte.    
 
Der Vorsitzende schlägt vor, den Beschlussantrag dahingehend abzuändern, dass für den Um-
bau ein 50 %-iger Zuschuss gemäß der Aufstellung der Baukostenberechnung nach DIN 276, 
Fortschreibung vom 02.11.2017, bis zu einem maximalen anrechenbaren Betrag i.H.v. 
94.150,86 € gewährt werden soll. 
 
 
Anschließend wird über den geänderten Beschlussvorschlag abgestimmt.  
 
Der Gemeinderat fasst nachfolgend den einstimmigen Beschluss: 
 
Für den Umbau wird ein 50 %-iger Zuschuss gemäß der Aufstellung der Baukostenbe-
rechnung nach DIN 276, Fortschreibung vom 02.11.2017, bis zu einem maximalen anre-
chenbaren Betrag i.H.v. 94.150,86 € gewährt. 
 
Die für die technische Trennung der drei künftigen Gebäudeteile anfallenden Kosten i.H.v. 
voraussichtlich 10.350,00 € werden vollständig von der Gemeinde übernommen.  
 
Der Vorsitzende wird dazu ermächtigt, Abschlagszahlungen gemäß der hälftigen Beteili-
gung bis zur Höhe von maximal 75 % der voraussichtlichen Gesamtkosten zu gewähren. 
Die Schlusszahlung erfolgt im Zuge der festgestellten Kostenabrechnung durch das Ar-
chitekturbüro j + j PLANCONCEPT GmbH, Urbach.  
 
Verteiler: 1 x Bürgermeister 
  1 x Ordnungsamt  
  1 x Kämmerei   
 



 
 

 

 
 

Gewährung eines Zuschusses an die Landfrauen Berglen für den 
Umbau der Gymnastikhalle der ehemaligen Schule Vorderweißbuch 

zu einem Vereinsheim 
 
Die Landfrauen der Berglen beantragen für den Umbau der Gymnastikhalle der ehemaligen 
Schule Vorderweißbuch zu Tagungs- und Vereinsräumen einen Zuschuss i.H.v. 50 % der Ge-
samtkosten. Auf den beigefügten Antrag sowie die Baukostenschätzung mit Erläuterungen von 
Architekt Frieder Jud, Architekturbüro j + j PLANCONCEPT GmbH, Urbach, wird verwiesen. 
 
Für die Baumaßnahme fallen aufgrund der umfangreichen ehrenamtlichen Eigenleistungen ge-
mäß der beigefügten Kostenschätzung des Architekten Aufwendungen in Höhe von voraus-
sichtlich 64.336,00 Euro an. Für die technische Trennung der drei künftigen Gebäudeteile wer-
den weitere 10.350,00 € prognostiziert, die die Gemeinde aus Sicht der Verwaltung aufgrund 
der besseren Gebäudeübergabe sowie zur Ermöglichung der selbständigen Verbrauchsab-
rechnung durch die Nutzer vollständig übernehmen sollte. 
 
Mit Gemeinderatsbeschluss vom 18. Juli 2017 wurden die Vereinsförderrichtlinien fortgeschrie-
ben. Ein pauschaler Baukostenzuschuss wird bereits seit dem Jahr 2008 nicht mehr grundsätz-
lich gewährt. Über einen Baukostenzuschuss muss jeweils im Einzelfall entschieden werden. 
 
Am 9. Mai 2017 wurde seitens des Gemeinderates über die Nachnutzung der Gymnastikhalle 
Vorderweißbuch durch die Landfrauen auch über die Gewährung eines Zuschusses zu den 
anfallenden Baukosten beraten. Es wurde dabei ein Zuschuss in Höhe von bis zu 50 % der Ge-
samtkosten in Aussicht gestellt.   
  

 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g : 

 
Für den Umbau wird ein 50 %-iger Zuschuss für die tatsächlich anfallenden Kosten ge-
mäß der Aufstellung der Eigenleistungen (s. Anlage) bis zu einem maximalen anrechen-
baren Betrag i.H.v. 65.000 € gewährt. 
 
Die für die technische Trennung der drei künftigen Gebäudeteile anfallenden Kosten 
i.H.v. voraussichtlich 10.350,00 € werden vollständig von der Gemeinde übernommen.  
 
Der Vorsitzende wird dazu ermächtigt, Abschlagszahlungen gemäß der hälftigen Beteili-
gung bis zur Höhe von maximal 75 % der voraussichtlichen Gesamtkosten zu gewähren. 
Die Schlusszahlung erfolgt im Zuge der festgestellten Kostenabrechnung durch das Ar-
chitekturbüro j + j PLANCONCEPT GmbH, Urbach.  
 
 
Verteiler:   

 
1 x Bürgermeister 
1 x Ordnungsamt  
1 x Kämmerei   
 

 

Vorlage für die Sitzung Sitzungsvorlage Az.: 
Gemeinderat SV/355/2017 360.11 

Datum der Sitzung Öffentlichkeitsstatus Beschlussart 
 

21.11.2017 öffentlich Entscheidung 
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Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 
6. Sportplatzbedarf in Berglen - Bericht des Instituts für Kooperative Pla-

nung und Sportentwicklung 
 

   

    
Auf die Sitzungsvorlage 348/2017 wird verwiesen. Die Vorlage ist Bestandteil des Protokolls. 
 
Der Vorsitzende begrüßt Herrn Dr. Stefan Eckl von IKPS und erteilt ihm nach einer kurzen Ein-
führung in die Thematik das Wort.  
 
Herr Dr. Eckl präsentiert dem Gremium die zentralen Ergebnisse der Analyse anhand einer 
PowerPoint-Präsentation.   
 
Protokollnotiz: Gemeinderätin Hanke nimmt ab 19.55 Uhr an der Sitzung teil. 
 
Gemeinderätin Rommel hält die Ergebnisse der Analyse für nicht sehr aussagekräftig. So wurde 
beispielsweise der Verein der Landfrauen mit über 600 Mitgliedern gar nicht erfasst. Die Land-
frauen bieten unter anderem aber auch einige Sportkurse an.  
 
Herr Dr. Eckl weist darauf hin, dass Bezugsgröße für die Analyse die Meldung an den WLSB 
war. Die Mitgliederentwicklung von folgenden vier Vereinen wurde daraufhin überprüft: SSV 
Steinach-Reichenbach, KTSV Hößlinswart, Schützengilde Ödernhardt und Highlander Berglen. 
Es wurde ein Mitgliederverlust bei den Frauen von 9% und bei den Männern von 5% beobachtet. 
Über diese veränderte Sportnachfrage und den Rückgang sollte man sich im Rahmen einer Pla-
nungsgruppe Gedanken machen und ermitteln, in welchen sportlichen Bereichen für die Zukunft 
ein Bedarf in der Gemeinde besteht. 
 
Aufgrund des demographischen Wandels sieht der Vorsitzende hier Handlungsbedarf. Er ist der 
Auffassung, dass sich die Gemeinde für alle Bevölkerungsgruppen attraktiv aufstellen sollte. 
 
Herr Dr. Eckl fügt an, dass aus den Befragungen hervorgeht, dass ca. 20% der Sporttreibenden 
in Sportvereinen organisiert sind und sich ca. 80% der Sporttreibenden privat hiermit beschäfti-
gen. Er denkt, dass es eine Gemeindeaufgabe ist, eine bedarfsorientierte Infrastruktur zu schaf-



fen.  
 
Gemeinderätin Jooß weist darauf hin, dass sie sich bei der letzten Behandlung im Gemeinderat 
gegen eine Beauftragung der Module 3 und 4 ausgesprochen hat, weil sie in der Bevölkerung 
nicht irgendwelche Bedürfnisse wecken wollte, die im Moment nicht befriedigt werden können. 
Sie sieht in den Vereinen das Problem, dass die Manpower für die Umsetzung fehlt.  
 
Herr Dr. Eckl betont, dass es um die Weiterentwicklung des Vereinslebens (insbesondere des 
Ehrenamtes) sowie um eine vereinsübergreifende Entwicklung geht.  
 
Gemeinderätin Rommel schlägt vor, einen Arbeitskreis mit Mitgliedern aus allen Bereichen zu 
bilden und stattdessen die Kosten für die Module 3 und 4 einzusparen.  
 
Gemeinderätin Aigner ist auch der Auffassung, dass die Aufstellung von IKPS hinkt. Von den 
vier untersuchten Vereinen sind nur zwei reine Sportvereine, Schützenverein und Highlander 
sind eher spezialisierte männerlastige Vereine. Die Mitgliedschaft im Verein hängt auch von 
Freundeskreis, Arbeitsstelle und vielen anderen Faktoren ab. Sie schlägt vor, dass sich die Ver-
einsvorstände zur Besprechung zusammensetzen.  
 
Für Gemeinderat Schade wäre wichtig, dass alle Vereine untersucht werden.  
 
Gemeinderätin Jooß spricht sich dafür aus, einen Zehn-Jahres-Plan aufzustellen. Verschiedene 
Fragen müssen beantwortet werden, wie z.B. ob das Sportangebot noch stimmt, warum man 
keine Übungsleiter findet bzw. wie man es in zehn Jahren noch schaffen kann, dass sich Leute 
ehrenamtlich engagieren usw.  
 
Der Vorsitzende hält die Kosten für die Beauftragung der Module 3 und 4 in Anbetracht des po-
tentiellen Mehrwerts für die Gemeinde für überschaubar.  
 
Gemeinderat Klenk hält den Betrag auch für überschaubar und hofft, dass die Ergebnisse auch 
umgesetzt werden.  
 
Herr Dr. Eckl erläutert, dass IKPS eine Empfehlung herausarbeiten würde, für die die Sportver-
eine zuständig sind. Dies liegt in der Eigenverantwortung der Sportvereine. Es wird aber sicher 
auch Entwicklungen geben, die im investiven Bereich zu sehen sind, hierfür wäre die Gemeinde 
zuständig.  
 
Gemeinderat Schade sieht die Ergebnisse der Module 3 und 4 als fundierte Empfehlung für die 
Vereine. Die Gemeinde fungiert damit als Ideengeber.  
 
Gemeinderat Haller ist der Auffassung, dass die verschiedenen Verbände auch ein großes An-
gebot haben. Er sieht in der Beauftragung der Module 3 und 4 keinen expliziten Vorteil und wird 
deshalb dagegen stimmen. 
 
 
 
Mit 9 Ja-Stimmen, 4 Nein-Stimmen und 3 Enthaltungen fasst der Gemeinderat folgenden 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat nimmt Kenntnis von den bisherigen Ergebnissen und ermächtigt die 
Gemeindeverwaltung zur Beauftragung des IKPS für die Module 3 und 4 gemäß dem An-
gebot vom 09.10.2017 zum Preis von 7.854,00 € brutto. 
 
 
Verteiler: 1x Kämmerei   
 



 
 

 

 
 

Sportplatzbedarf in Berglen - Bericht des Instituts für Kooperative 
Planung und Sportentwicklung 

 
Das Institut für kooperative Planung und Sportentwicklung (IKPS) hat im Rahmen der Zu-
schussbeantragung für den kommunalen Sportstättenbau für die Neuerrichtung der dreiteiligen 
Sporthalle in Oppelsbohm von Ende 2014 bis Anfang 2015 im Auftrag der Gemeinde eine Ana-
lyse zum Bedarf an Hallen und Räumen in der Gemeinde Berglen durchgeführt. Dies hat letzt-
lich auch zu einer erfolgreichen Zuschussbewilligung beigetragen. 
 
Diese Analyse wurde dann im Herbst 2016 um die Analyse des Bedarfs an Sportplätzen und 
Freizeitsportanlagen ergänzt. Die gesamte Analyse hätte insgesamt vier Module (Bestandsauf-
nahme, Bedarfsermittlung, Erarbeitung von Zielen und die Dokumentation mit Empfehlungen) 
umfasst. Seinerzeit hat der Gemeinderat lediglich die Module 1 und 2 beauftragt und die Modu-
le 3 und 4 bisweilen zurückgestellt (vgl. GR-Vorlage SV/187/2016). Nach Abschluss der gesam-
ten Analyse hätte die Gemeinde eine umfassende Handlungsempfehlung für die kommenden 
Jahre erhalten, die die sportlichen Aktivitäten aller Institutionen, Vereine und Gruppierungen 
zusammenfasst. 
 
Herr Dr. Eckl von IKPS wird in der Sitzung die bisherigen Ergebnisse beider Analysen anschau-
lich erläutern und einen Ausblick darauf geben, wie die noch nicht durchgeführten Module Erar-
beitung von Zielen und Empfehlungen zu den Sportplätzen und Freizeitsportanlagen / Koopera-
tive Planung (Modul 3) sowie Dokumentation und Empfehlungen (Modul 4) ablaufen könnten. 
 
Hier soll im Rahmen einer lokalen Planungsgruppe das Thema Sport und Bewegung aus ver-
schiedenen Blickwinkeln betrachtet werden um zu ermitteln, in welchen sportlichen Bereichen 
für die Zukunft ein Bedarf in unserer Gemeinde besteht. Dies könnte beispielsweise im Senio-
rensport (z.B. über spezielle Sportanlagen im Zuge der Gesundheitsfürsorge), im Bereich der 
Angebote für die Jugendlichen (z.B. Skateranlage, Mountainbikestrecken, usw.) oder im Frei-
zeitsportbereich (z.B. Calisthenics-Anlage, Nordic Walking-Strecken, Kneipp-Anlage, usw.) der 
Fall sein.  
 
Die Kosten für die Beauftragung der Module 3 und 4 betragen laut aktualisiertem Angebot 
7.854,00 € brutto. Diese sollen über den Deckungskreis 6558 Sachverständigenkosten gedeckt 
werden.   
  

 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g : 

 
Der Gemeinderat nimmt Kenntnis von den bisherigen Ergebnissen und ermächtigt die 
Gemeindeverwaltung zur Beauftragung des IKPS für die Module 3 und 4 gemäß dem An-
gebot vom 09.10.2017 zum Preis von 7.854,00 € brutto. 
 
 
 
Verteiler:   

 
1x Kämmerei   
 

 

Vorlage für die Sitzung Sitzungsvorlage Az.: 
Gemeinderat SV/348/2017  

Datum der Sitzung Öffentlichkeitsstatus Beschlussart 
 

21.11.2017 öffentlich Entscheidung 
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Frau Gudrun Boschatzke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber; Herr 
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7. Einstellung der Sanierungsarbeiten im Kindergartenpavillon Leharstraße 

35 und dauerhafter Verbleib der Kindergartengruppe im Hauptgebäude 
 

   

    
Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt die Sitzungsvorlage 351/2017 vor. Die Vorlage ist Be-
standteil des Protokolls. 
 
Der Vorsitzende führt anhand der Sitzungsvorlage eingehend in die Thematik ein.  
 
Gemeinderat Klenk versteht, dass die Eltern ihre Kinder nicht mehr in diesem Gebäude unter-
bringen wollen. Jetzt und in Zukunft wird aufgrund der Belastung niemand mehr in den Pavillon 
einziehen wollen. Seiner Meinung nach sollte man deshalb eine andere Nachnutzung z.B. als 
Lager o.ä. überlegen oder alternativ dazu den Abriss des Gebäudes in Erwägung ziehen. Das 
Vorhalten des Pavillons als Puffer für Engpässe in der Kinderbetreuung ist seiner Auffassung 
nach wenig zielführend. Der Beschluss sollte entweder ausgesetzt werden oder es muss eine 
andere Folgenutzung gefunden werden.  
 
Bürgermeister Friedrich bedauert die Entwicklung auch. Für einen Abriss des Gebäudes sieht er 
jedoch keine Notwendigkeit. Auch für eine Investition sieht er zum jetzigen Zeitpunkt keinen Be-
darf, da der Kindergartenbetrieb aller vier Gruppen gemäß der geänderten Betriebserlaubnis nun 
dauerhaft im Hauptgebäude erfolgen kann und nach der aktuellen Bedarfsplanung keine weitere 
Gruppe vorgehalten werden muss. Trotzdem kann der Pavillon als Puffer vorgehalten werden 
und die Arbeiten können bei Bedarf umgesetzt werden.  
 
Gemeinderat Tottmann erkundigt sich, ob nach der Sanierung garantiert werden kann, dass kei-
nerlei Formaldehydbelastung mehr besteht.  
 
Herr Müller teilt hierzu mit, dass, sofern die geplante Belüftung des Gebäudes erfolgt, die gel-
tenden Grenzwerte in jedem Fall eingehalten werden. 
 
Gemeinderätin Rommel ist der Auffassung, dass ein leerstehendes Gebäude vermodert. Sie 
spricht sich deshalb für das Instandsetzen des Pavillons mit einer anderweitigen Umnutzung 



aus.  
 
Gemeinderätin Jooß spricht sich aufgrund der Belastungen klar dagegen aus, dass jemals wie-
der Kinder in diesem Gebäude untergebracht werden. Sie könnte sich eventuell eine Nachnut-
zung als Lager vorstellen. Sofern keine geeignete Nachnutzung gefunden wird, sollte der Pavil-
lon abgerissen werden.  
 
Der Vorsitzende schlägt vor, den Beschlussantrag dahingehend zu erweitern, dass die Gemein-
deverwaltung innerhalb des nächsten halben Jahres Vorschläge für die Nachnutzung überprüfen 
und dem Gemeinderat vorstellen wird.  
 
 
Anschließend wird über den geänderten Beschlussantrag abgestimmt. 
 
 
Nachfolgend fasst der Gemeinderat den einstimmigen Beschluss: 
 
1. Die Arbeiten zur Sanierung des Kindergartenpavillons, Leharstraße 35, werden 

eingestellt. Die Kindergartengruppe verbleibt bis auf weiteres im Hauptgebäude 
der Kindertageseinrichtung Rappelkiste (Leharstraße 30). 

 
2. Die Gemeindeverwaltung wird Vorschläge nur Nachnutzung prüfen und diese dem 

Gemeinderat innerhalb des nächsten halben Jahres vorstellen. 
 
   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Hauptamt 
  1 x Technische Verwaltung 
  1 x Kämmerei   
 



 
 

 

 
 

Einstellung der Sanierungsarbeiten im Kindergartenpavillon 
Leharstraße 35 und dauerhafter Verbleib der Kindergartengruppe im 

Hauptgebäude 
 
 
Das Gebäude Leharstraße 35 wird seit September 2016 als Außenstelle der Kindertagesein-

richtung Rappelkiste genutzt. Eingerichtet wurde dort eine Kindergartengruppe mit 25 Betreu-

ungsplätzen für Kinder von drei Jahren bis zum Schuleintritt.  

 

Vor der Nutzung für die Kinderbetreuung befand sich in den Räumlichkeiten die Hausmeister-

wohnung. Für die zur Umnutzung notwendigen Sanierungsmaßnahmen sind folgende Kosten 

entstanden:  

 

- Dachsanierung   47.264,73 € 

- Elektro      1.525,88 € 

- Heizung     5.087,25 € 

- Flaschner   12.470,99 € 

- Fliesenarbeiten    3.879,57 € 

- Bodenarbeiten (Lino)    6.891,11 € 

- Verkleidungen (Schreiner)   2.178,41 € 

- Türen (Schreiner)    3.542,92 € 

- Beleuchtung        447,00 € 

Insgesamt   83.287,86 € 

 

Nachdem nach der Inbetriebnahme eine starke Geruchsbelästigung feststellbar war, wurde im 

Februar 2017 eine Untersuchung der Innenraumluft durchgeführt. Die Messergebnisse haben 

den Verdacht eines Schimmelpilzbefalls bestätigt. Die Formaldehydwerte waren relativ hoch, 

wobei der Richtwert des Bundesgesundheitsamtes (BGA) eingehalten und die Empfehlung der 

Weltgesundheitsorganisation (WHO) überschritten war.  

 

Am 31. Mai bzw. 1. Juni 2017 erfolgte im Zusammenhang mit der Ermittlung der Ursache des 

Schimmelbefalls eine weitere Raumluftuntersuchung. Eine Innenraumquelle für Schimmelpilze 

wurde im Ergebnis als unwahrscheinlich eingestuft. Die Restbelastung der Luft wies jedoch auf 

eine verdeckte oder entfernt liegende Schimmelpilzquelle hin. Der Gehalt an Formaldehyd lag 

auf einem hohen Konzentrationsniveau. Sowohl der WHO-Vorsorgewert, als auch der Orientie-

rungswert des Bundesgesundheitsamtes wurden deutlich überschritten.  

 

Da die Gemeindeverwaltung von Anfang an auf einen offenen und transparenten Umgang Wert 

legte, wurden die betroffenen Eltern umgehend über die Ergebnisse der Raumluftuntersuchung 

informiert. Der Betrieb der Kindergartengruppe wurde sofort in das Hauptgebäude verlegt. Ziel 

der Gemeindeverwaltung war es dabei, eine mögliche Gesundheitsgefährdung vollständig aus-

zuschließen. Die hierzu erforderlichen Sanierungsmaßnahmen wurden dem Gemeinderat in 

öffentlicher Sitzung am 26. September 2017 vorgestellt. Das Gremium hat die Verwaltung da-

nach beauftragt, das Kindergartengebäude entsprechend zu sanieren. Um das Gebäude wieder 

Vorlage für die Sitzung Sitzungsvorlage Az.: 
Gemeinderat SV/351/2017 461.51 

Datum der Sitzung Öffentlichkeitsstatus Beschlussart 
 

21.11.2017 öffentlich Entscheidung 
 
 



für den Kindergartenbetrieb nutzen zu können, würden gemäß der Kostenschätzung der Tech-

nischen Verwaltung folgende Kosten entstehen (siehe Vorlage GRS 26.09.2017): 

  

- Abbruch Windfang und Abstellraum mit Entsorgung     2.500,00 € 

- Betonplatte gegen Grund        2.800,00 € 

- Dachentwässerung in Rohrleitung verlegen      1.500,00 € 

- Neuer Wasserleitungsanschluss und  

Verfüllung des bisherigen Schachtes           3.500,00 € 

- Lüftungsanlage und Klimatisierung     13.355,80 € 

- zusätzlich Zuluftleitung in den Garderobenraum        550,00 € 

- Elektroarbeiten         1.400,00 € 

- Einhausung          4.000,00 € 

- Gipser- und Malerarbeiten, Ausbesserungen der Durchbrüche        1.800,00 € 

Gesamtsumme       31.405,80 € 

zzgl. 19 % MwSt.         5.967,10 € 

Gesamtsumme brutto      37.372,90 € 

- Unvorhergesehenes          2.627,10 € 

Kostenschätzung insgesamt                                                 40.000,00 € 

 

 

Auf Wunsch des Elternbeirats wurde die Elternschaft durch die Gemeindeverwaltung im Rah-

men eines Elternabends am 18. Oktober 2017 über die geplanten Sanierungsmaßnahmen in-

formiert. Von Seiten der Eltern wurde dabei einmütig betont, dass sie auch nach der Durchfüh-

rung der Sanierung bevorzugen würden, ihre Kinder im Hauptgebäude betreuen zu lassen. Dies 

wurde insbesondere damit begründet, dass die vorhandene Bausubstanz als Ursache der ho-

hen Formaldehydwerte mit den Sanierungsmaßnahmen nicht beseitigt werde und damit auch 

nach der Sanierung bei hohen Temperaturen eine Gesundheitsgefahr nicht kontinuierlich aus-

geschlossen werden könne. Aufgrund dieser Befürchtungen wünschen die Eltern von Rückver-

legung der Gruppe in die Hausmeisterwohnung abzusehen und würden eine weitere Betreuung 

ihrer Kinder im Hauptgebäude bevorzugen. 

 

Der Verbleib der vierten Gruppe im Hauptgebäude ist auch aus Sicht der Gemeindeverwaltung 

grds. vorstellbar. Der Kommunalverband für Jugend und Soziales Baden-Württemberg (KVJS) 

hat hierfür inzwischen die unbefristete Betriebserlaubnis erteilt.  

 

Bereits vor dem Umbau der Hausmeisterwohnung wurde die Einrichtung weiterer Betreuungs-

plätze im Hauptgebäude von der Gemeindeverwaltung überprüft. Unter anderem aufgrund der 

hohen Belegungsdichte und der damit verbundenen eingeschränkten Rückzugs- und Ruhemög-

lichkeiten, wurde diese Idee damals aus pädagogischer Sicht nicht weiter verfolgt und wieder 

verworfen.  

 

Nachdem die Verlegung der vierten Gruppe ins Hauptgebäude aufgrund der möglichen Ge-

sundheitsgefährdung kurzfristig notwendig geworden war, wurden verschiedene organisatori-

sche Änderungen durchgeführt und einzelne Räumlichkeiten umgenutzt. Auf diese Weise konn-

te die vierte Gruppe, trotz der höheren Belegungsdichte, mittlerweile gut in den Kindergartenall-

tag integriert werden.  

 

Auch mit der aktuellen örtlichen Bedarfsplanung ist der Verbleib der vierten Gruppe im Haupt-



gebäude vereinbar. Es wurde zwar davon ausgegangen, dass die vierte Gruppe der Kinderta-

geseinrichtung Rappelkiste wieder in die Hausmeisterwohnung verlegt werden kann. Die Räum-

lichkeit, in der die Gruppe aktuell eingerichtet ist, wurde jedoch nur als Puffer bei fehlenden 

Ganztagesplätzen im laufenden Kita-Jahr und im Kita-Jahr 2018/2019 für die Überbrückung 

kurzfristiger Engpässe bei Ü3-Betreuungsplätzen eingeplant.  

 

Nach aktuellem Stand werden die Ganztagesplätze im laufenden Kita-Jahr 2017/2018 ausrei-

chen. Im Kita-Jahr 2018/2019 könnten mögliche Engpässe durch eine kurzfristige Überbele-

gung abgedeckt werden. Bei Bedarf könnten die Sanierungsarbeiten selbstverständlich jeder-

zeit wieder aufgenommen werden, alternativ wären andere Lösungsmöglichkeiten im Rahmen 

der nächsten Bedarfsplanung aufzuzeigen.  

 

Angesichts der einhelligen Befürwortung zur dauerhaften Integration der vierten Gruppe im 

Hauptgebäude durch die Elternschaft wird vorgeschlagen, die Sanierungsarbeiten für das Ge-

bäude einzustellen und auf weitere Investitionen vorerst zu verzichten. Das Gebäude soll aller-

dings erst einmal erhalten bleiben und als möglicher Puffer weiterhin vorgehalten werden.  

 
  

 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g : 

 
Die Arbeiten zur Sanierung des Kindergartenpavillons, Leharstraße 35, werden einge-
stellt. Die Kindergartengruppe verbleibt bis auf weiteres im Hauptgebäude der Kinderta-
geseinrichtung Rappelkiste (Leharstraße 30). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
   
 
 
Verteiler:   

 
1 x Hauptamt 
1 x Technische Verwaltung 
1 x Kämmerei   
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 Frau Gemeinderätin Petra Finze  

 Herr Gemeinderat Sascha Geck  

 Herr Gemeinderat Rolf Hammer  

 Herr Gemeinderat Karl-Heinz Moser  

 Herr Gemeinderat Felix Scherhaufer  
 

Unentschuldigt :  
 

  
 

 

Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Regina Ehmann; Frau Corinna Sigloch; 
Frau Gudrun Boschatzke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber; Herr 
Götz Müller; Herr Reiner Rabenstein 
Presse, Zuhörer 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 
8. Betriebsplan des Gemeindewalds Berglen für das Forstwirtschaftsjahr 

2018 
 

   

    
Auf die Sitzungsvorlage 350/2017 wird verwiesen. Die Vorlage ist Bestandteil des Protokolls. 
 
Gemeinderätin Jooß regt an, im kommenden Jahr eine Waldbegehung mit dem Gemeinderat 
durchzuführen.   
 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig: 
 
Dem Betriebsplan des Landratsamtes Rems-Murr-Kreis für das Forstwirtschaftsjahr 2018 
wird zugestimmt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Kämmerei  
 



 
 

 

 
 

Betriebsplan des Gemeindewalds Berglen für das 
Forstwirtschaftsjahr 2018 

 
 
Nach § 51 Abs. 1 Landeswaldgesetz ist von der unteren Forstbehörde jährlich ein Betriebsplan 
für den Kommunalwald aufzustellen.  
 
Der Geschäftsbereich Forst des Landratsamtes hat daher mit Schreiben vom 12.10.2017 der 
Gemeinde Berglen den Betriebsplan des Gemeindewaldes für das kommende Forstwirtschafts-
jahr 2018 vorgelegt (siehe Anlage), um die Beschlussfassung hierüber gemäß § 51 Abs. 2 des 
Landeswaldgesetzes herbeizuführen. 
 
Die Summe der Einnahmen im Forstwirtschaftsjahr 2018 wird mit 310.000,00 € veranschlagt. 
Die voraussichtlichen Ausgaben belaufen sich auf 192.000,00 €. 
 
 
  

 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g : 

 
Dem Betriebsplan des Landratsamtes Rems-Murr-Kreis für das Forstwirtschaftsjahr 2018 
wird zugestimmt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler:   

 
1 x Kämmerei  
 

 

Vorlage für die Sitzung Sitzungsvorlage Az.: 
Gemeinderat SV/350/2017 855.11 

Datum der Sitzung Öffentlichkeitsstatus Beschlussart 
 

21.11.2017 öffentlich Entscheidung 
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Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Regina Ehmann; Frau Corinna Sigloch; 
Frau Gudrun Boschatzke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber; Herr 
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Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 
9. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Gemeinde Berglen hier: An-

passung der Zuständigkeitsgrenzen 
 

   

    
Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt die Sitzungsvorlage 349/2017 vor. Die Vorlage ist Be-
standteil des Protokolls. 
 
Gemeinderätin Jooß betont, dass das Gremium Vertrauen in die Verwaltung hat und deshalb die 
Zustimmung zu der Anpassung der Zuständigkeitsgrenzen möglich ist. Sie geht jedoch davon 
aus, dass kritische Themen, auch wenn sie unterhalb der Wertgrenzen liegen, trotzdem im Ge-
meinderat behandelt werden.  
 
Dies wird vom Vorsitzenden so zugesichert.   
 
 
Der Gemeinderat fasst den einstimmigen Beschluss: 

 

Der Gemeinderat beschließt, die Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Gemeinde 

Berglen entsprechend dem nachfolgenden Formblatt: 

Gemeinde Berglen 

Rems-Murr-Kreis 

 

Satzung zur Änderung 

der Hauptsatzung der Gemeinde Berglen 
 

 

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg – GemO – hat der Gemeinde-

rat am 21. November 2017 beschlossen, die Hauptsatzung der Gemeinde Berglen in der Fas-



sung vom 16. Dezember 2014 wie folgt zu ändern: 

 

§ 1 

 

 

§ 5 Abs. 3  

erhält folgende Fassung: 

 

(3) Die beschließenden Ausschüsse sind innerhalb ihres Geschäftskreises zuständig für: 

 

3.1 die Bewirtschaftung der Mittel nach dem Haushaltsplan, soweit der Betrag im Einzelfall 

mehr als 35.000 Euro, aber nicht mehr als 100.000 Euro beträgt; 

 

3.2 die Zustimmung zu überplanmäßigen und außerplanmäßigen Ausgaben von mehr als 

10.000 Euro, aber nicht mehr als 25.000 Euro im Einzelfall. 

 

 

§ 7 Abs. 2 Nr. 2.5, 2.6 

erhält folgende Fassung: 

 

In seinem Geschäftskreis entscheidet der Verwaltungs- und Finanzausschuss über: 

 

2.5 die Veräußerung und dingliche Belastung, den Erwerb und Tausch von Grundeigentum 

oder grundstücksgleichen Rechten, einschließlich der Ausübung von Vorkaufsrechten im 

Wert von mehr als 50.000 Euro, aber nicht mehr als 100.000 Euro im Einzelfall, 

 

2.6 Verträge über die Nutzung von Grundstücken oder beweglichem Vermögen bei einem 

jährlichen Mietwert oder Pachtwert von mehr als 10.000 Euro aber nicht mehr als 20.000 

Euro im Einzelfall, bei der Vermietung gemeindeeigener Wohnungen in unbeschränkter 

Höhe, 

 

 

§ 11 Abs. 2 Nr. 2.1, Nr. 2.2, Nr. 2.8, Nr. 2.9  

erhält folgende Fassung: 

 

(2) Dem Bürgermeister werden folgende Aufgaben zur Erledigung dauernd übertragen, soweit 

es sich nicht bereits um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt: 

 

2.1 die Bewirtschaftung der Mittel nach dem Haushaltsplan bis zum Betrag von 35.000 Euro 

im Einzelfall; 

 

2.2 die Zustimmung zu überplanmäßigen und außerplanmäßigen Ausgaben und zur Ver-

wendung von Deckungsreserven bis zu 10.000 Euro im Einzelfall; 

 

2.8 die Veräußerung und dingliche Belastung, den Erwerb und Tausch von Grundeigentum 

oder grundstücksgleichen Rechten, einschließlich der Ausübung von Vorkaufsrechten, 

im Wert bis zu 50.000 Euro im Einzelfall; 



 

2.9 Verträge über die Nutzung von Grundstücken oder beweglichem Vermögen bis zu ei-

nem jährlichen Miet- oder Pachtwert von 10.000 Euro im Einzelfall; 

 

 

§ 2 

 

Die Satzungsänderung tritt am Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung im Amtsblatt der 

Gemeinde Berglen in Kraft. 

   
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Verteiler:    1 x Bürgermeister 

  1 x Hauptamt 
  1 x LRA RMK - Kommunalamt- 
  1 x Ausfertigung für Ortsrecht   
 



 
 

 

 
 

Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Gemeinde Berglen hier: 
Anpassung der Zuständigkeitsgrenzen 

 
 

Die Hauptsatzung der Gemeinde Berglen wurde am 24. April 2001 neu gefasst und in den Jah-

ren 2004 / 2006 / 2009 / 2014 / 2015 in einzelnen Punkten geändert. Bei der letzten Änderung 

wurden nach über 14 Jahren insbesondere die Zuständigkeitsgrenzen angepasst. Grundlage 

hierfür war die Entwicklung des Verbraucherpreisindex in den Jahren 2001 bis 2014.  

 

Durch die konjunkturelle Entwicklung, die deutliche Preissteigerungen, insbesondere im Bau-

gewerbe, nach sich zieht, hat sich gezeigt, dass die festgelegten Wertgrenzen nicht für ein op-

timales Verwaltungshandeln ausreichen. Es ist deshalb eine erneute Prüfung erfolgt.  

 

Die nachfolgenden Änderungen, die sich an der Hauptsatzung der etwa gleich großen Gemein-

de Weissach im Tal orientieren, sollen dazu beitragen, dass der Gemeinderat von kommunalpo-

litisch nicht so bedeutsamen Angelegenheiten entlastet wird und dadurch ein effektives und 

effizientes Arbeiten möglich ist. 

 

Folgende Änderungen werden vorgeschlagen (kursiv gedruckt und unterstrichen): 

 

 

Abschnitt III – Ausschüsse des Gemeinderats 

 

§ 5 Abs. 3  

Allgemeine Zuständigkeiten der beschließenden Ausschüsse 

 

(3) Die beschließenden Ausschüsse sind innerhalb ihres Geschäftskreises zuständig für: 

 

3.1 die Bewirtschaftung der Mittel nach dem Haushaltsplan, soweit der Betrag im Einzelfall 

mehr als 35.000 Euro (bisher 24.000 Euro), aber nicht mehr als 100.000 Euro (bisher 

90.000 Euro) beträgt; 

 

3.2 die Zustimmung zu überplanmäßigen und außerplanmäßigen Ausgaben von mehr als 

10.000 Euro (bisher 6.000 Euro), aber nicht mehr als 25.000 Euro (bisher 9.000 Euro) 

im Einzelfall. 

 

 

§ 7 Abs. 2 Nr. 2.5, 2.6 

Verwaltungs- und Finanzausschuss 

 

In seinem Geschäftskreis entscheidet der Verwaltungs- und Finanzausschuss über: 

 

2.5 die Veräußerung und dingliche Belastung, den Erwerb und Tausch von Grundeigentum 

Vorlage für die Sitzung Sitzungsvorlage Az.: 
Gemeinderat SV/349/2017 020.051 

Datum der Sitzung Öffentlichkeitsstatus Beschlussart 
 

21.11.2017 öffentlich Entscheidung 
 
 



oder grundstücksgleichen Rechten, einschließlich der Ausübung von Vorkaufsrechten im 

Wert von mehr als 50.000 Euro (bisher 24.000 Euro), aber nicht mehr als 100.000 Euro 

(bisher 90.000 Euro) im Einzelfall, 

 

2.6 Verträge über die Nutzung von Grundstücken oder beweglichem Vermögen bei einem 

jährlichen Mietwert oder Pachtwert von mehr als 10.000 Euro (bisher 3.000 Euro), aber 

nicht mehr als 20.000 Euro (bisher 9.000 Euro) im Einzelfall, bei der Vermietung ge-

meindeeigener Wohnungen in unbeschränkter Höhe, 

 

 

Abschnitt IV – Bürgermeister 

 

§ 11 Abs. 2 Nr. 2.1, Nr. 2.2, Nr. 2.8, Nr. 2.9  

Zuständigkeiten 

 

(2) Dem Bürgermeister werden folgende Aufgaben zur Erledigung dauernd übertragen, soweit 

es sich nicht bereits um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt: 

 

2.1 die Bewirtschaftung der Mittel nach dem Haushaltsplan bis zum Betrag von 

35.000 Euro (bisher 24.000 Euro) im Einzelfall; 

 

2.2 die Zustimmung zu überplanmäßigen und außerplanmäßigen Ausgaben und zur Ver-

wendung von Deckungsreserven bis zu 10.000 Euro (bisher 6.000 Euro) im Einzelfall; 

 

2.8 die Veräußerung und dingliche Belastung, den Erwerb und Tausch von Grundeigentum 

oder grundstücksgleichen Rechten, einschließlich der Ausübung von Vorkaufsrechten, 

im Wert bis zu 50.000 Euro (bisher 24.000 Euro) im Einzelfall; 

 

2.9 Verträge über die Nutzung von Grundstücken oder beweglichem Vermögen bis zu ei-

nem jährlichen Miet- oder Pachtwert von 10.000 Euro (bisher 3.000 Euro) im Einzelfall; 

 
 
Der Verwaltungs- und Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 4. Oktober 2017 den Sach-

verhalt vorberaten und empfiehlt dem Gemeinderat einstimmig, die Satzungsänderung so zu 

beschließen.  

     
  

 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g : 

 
Der Gemeinderat beschließt, die Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Gemeinde 

Berglen entsprechend dem nachfolgenden Formblatt: 



Gemeinde Berglen 

Rems-Murr-Kreis 

 

Satzung zur Änderung 

der Hauptsatzung der Gemeinde Berglen 
 

 

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg – GemO – hat der Gemeinde-

rat am 21. November 2017 beschlossen, die Hauptsatzung der Gemeinde Berglen in der Fas-

sung vom 16. Dezember 2014 wie folgt zu ändern: 

 

§ 1 

 

 

§ 5 Abs. 3  

erhält folgende Fassung: 

 

(3) Die beschließenden Ausschüsse sind innerhalb ihres Geschäftskreises zuständig für: 

 

3.1 die Bewirtschaftung der Mittel nach dem Haushaltsplan, soweit der Betrag im Einzelfall 

mehr als 35.000 Euro, aber nicht mehr als 100.000 Euro beträgt; 

 

3.2 die Zustimmung zu überplanmäßigen und außerplanmäßigen Ausgaben von mehr als 

10.000 Euro, aber nicht mehr als 25.000 Euro im Einzelfall. 

 

 

§ 7 Abs. 2 Nr. 2.5, 2.6 

erhält folgende Fassung: 

 

In seinem Geschäftskreis entscheidet der Verwaltungs- und Finanzausschuss über: 

 

2.5 die Veräußerung und dingliche Belastung, den Erwerb und Tausch von Grundeigentum 

oder grundstücksgleichen Rechten, einschließlich der Ausübung von Vorkaufsrechten im 

Wert von mehr als 50.000 Euro, aber nicht mehr als 100.000 Euro im Einzelfall, 

 

2.6 Verträge über die Nutzung von Grundstücken oder beweglichem Vermögen bei einem 

jährlichen Mietwert oder Pachtwert von mehr als 10.000 Euro aber nicht mehr als 20.000 

Euro im Einzelfall, bei der Vermietung gemeindeeigener Wohnungen in unbeschränkter 

Höhe, 



 

 

§ 11 Abs. 2 Nr. 2.1, Nr. 2.2, Nr. 2.8, Nr. 2.9  

erhält folgende Fassung: 

 

(2) Dem Bürgermeister werden folgende Aufgaben zur Erledigung dauernd übertragen, soweit 

es sich nicht bereits um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt: 

 

2.1 die Bewirtschaftung der Mittel nach dem Haushaltsplan bis zum Betrag von 35.000 Eu-

ro im Einzelfall; 

 

2.2 die Zustimmung zu überplanmäßigen und außerplanmäßigen Ausgaben und zur Ver-

wendung von Deckungsreserven bis zu 10.000 Euro im Einzelfall; 

 

2.8 die Veräußerung und dingliche Belastung, den Erwerb und Tausch von Grundeigentum 

oder grundstücksgleichen Rechten, einschließlich der Ausübung von Vorkaufsrechten, 

im Wert bis zu 50.000 Euro im Einzelfall; 

 

2.9 Verträge über die Nutzung von Grundstücken oder beweglichem Vermögen bis zu ei-

nem jährlichen Miet- oder Pachtwert von 10.000 Euro im Einzelfall; 

 

 

§ 2 

 

Die Satzungsänderung tritt am Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung im Amtsblatt der 

Gemeinde Berglen in Kraft. 

 

 

Hinweis: 

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg 

(GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, 

wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Gemeinde 

geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, 

wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung 

verletzt worden sind. 

 

Berglen, den 21. November 2017 

 

Maximilian Friedrich  

Bürgermeister 

   
 
 
Verteiler:   

 
1 x Bürgermeister 

1 x Hauptamt 
1 x LRA RMK - Kommunalamt- 
1 x Ausfertigung für Ortsrecht   
 

 

Ausgefertigt: 22. November 2017 

 

 

 

Maximilian Friedrich 

Bürgermeister 
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Götz Müller; Herr Reiner Rabenstein 
Presse, Zuhörer 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 
 
10. Neukalkulation der Wassergebühren für die Jahre 2018 - 2020 

 
   

    
Der Vorsitzende erläutert den Sachverhalt anhand der Sitzungsvorlage 353/2017 ausführlich. 
Die Vorlage ist Bestandteil des Protokolls. 
 
Der Vorsitzende führt ergänzend aus, dass die vorgeschlagenen Gebührensätze auch inter-
kommunal betrachtet vertretbar sind. Berglen ist mit den Gebührensätzen im oberen Drittel an-
gesiedelt. Dies resultiert daraus, dass es sich bei Berglen um eine Flächengemeinde mit ca. 50 
km Leitungsnetz, einer geringen Anzahl an Einwohnern und relativ wenigen Großverbrauchern 
handelt.  
 
Gemeinderätin Aigner kann die Erhöhungen mittragen mit Ausnahme der Zählergrundgebühr, 
die relativ stark angestiegen ist.  
 
Der Vorsitzende weist darauf hin, dass die Haushalte bei einer Gesamtbetrachtung von Wasser / 
Abwasser fast alle entlastet werden mit Ausnahme des durchschnittlichen Ein-Personen-
Haushalts. Um eine kostendeckende Kalkulation zu erhalten sind diese Erhöhungen notwendig. 
Bereits bei früheren Aussprachen waren Gemeinderat und Verwaltung der Auffassung, dass 
Familien mit mehreren Personen nicht übermäßig zur Kasse gebeten werden sollen. Deshalb 
wurde eine stärkere Erhöhung bei der Zählergrundgebühr vorgeschlagen. Diese ist nur einmal 
pro Haushalt zu entrichten.    
 
Nachfolgend fasst der Gemeinderat den einstimmigen Beschluss: 

1. Der Gebührenkalkulation von Heyder+Partner Gesellschaft für Kommunalberatung 
mbH vom 6. November 2017 wird zugestimmt. Sie hat dem Gemeinderat bei der Be-
schlussfassung über die Gebührensätze vorgelegen. Die Gemeinde erhebt Gebüh-
ren für ihre öffentliche Einrichtung Wasserversorgung. Sie wählt als Gebührenmaß-
stab für die Verbrauchsgebühr weiterhin den Frischwassermaßstab und erhebt die 
Grundgebühr gestaffelt nach der Zählergröße. 

2. Dem vorgeschlagenen Kalkulationszeitraum der Gebührenkalkulation von 



01.01.2018 bis 31.12.2020 wird zugestimmt. Von der Möglichkeit, die Gebührenkalku-
lation auf einen noch längeren Zeitraum (bis zu fünf Jahre) abzustellen, wird kein 
Gebrauch gemacht. 

3. Den in der Gebührenkalkulation enthaltenen Abschreibungssätzen, Zinssätzen, der 
Abschreibungs- und Verzinsungsmethode sowie den weiteren Ermessensentschei-
dungen wird ausdrücklich zugestimmt. 

4. Die Gemeinde Berglen hat die Gewinnerzielungsabsicht in § 1 Abs. 3 der Eigenbe-
triebssatzung für das Wasserwerk Berglen ausgeschlossen. Um einen nach Steuer-
recht für das jeweilige Jahresergebnis zu erwartenden Gewinn zu vermeiden, wer-
den steuerrechtliche Aspekte in der Gebührenkalkulation besonders berücksichtigt. 
Die hierdurch entstehenden Veränderungen gegenüber einer rein am Kommunalab-
gabenrecht orientierten Kalkulation sind dargestellt und beschrieben. Der Gemein-
derat stimmt diesen zu. Gebühren nach rein abgabenrechtlichen Aspekten sollen 
nicht erhoben werden.  

5. Der bilanzielle Verlustvortrag laut Jahresabschluss zum 31.12.2016 von 70.055,77 € 
wird in die Kalkulation zum Ausgleich eingestellt und ausgeglichen. 

6. In die Kalkulation der Grundgebühren werden 30,00 % der Fixkosten eingestellt. 

7. Auf der Grundlage der vorliegenden Gebührenkalkulation werden die Wasser-
verbrauchs- und Wassergrundgebühren für den Zeitraum von 01.01.2018 bis 
31.12.2020 wie folgt festgesetzt: 

Wasserverbrauchsgebühr    2,55 €/m³ 

 
Grundgebühren (je Monat) 
 

Nenndurchfluss (alte Bezeichnung)

Maximaldurchfluss (Qmax) 3 und 5 7 und 10 20 30

Nenndurchfluss (Qn)  1,5 und 2,5 3,5 und 5 (6) 10 15

Euro / Monat 6,88 10,46 14,03 21,18 

Dauerdurchfluss (neue Bezeichnung)

Überlastdurchfluss (Q4) 3,125 und 5 7,9 und 12,5 20 31,25

Dauerdurchfluss (Q3) 2,5 und 4 6,3 und 10 16 25

Euro / Monat 6,88 10,46 14,03 21,18 

Alternativ für Zähler mit Kennzeichnung gemäß der Europäischen Messgeräterichtlinie (MID):

 

Hinzu kommt noch jeweils die gesetzliche Mehrwertsteuer. 

 
Verteiler: 1 x Kämmerei  
 



 
 

 

 
 

Neukalkulation der Wassergebühren für die Jahre 2018 - 2020 
 
 
Gemäß dem Gemeinderatsbeschluss vom 09.05.2017 wurde die Firma Heyder+Partner Gesell-
schaft für Kommunalberatung mbH mit der Kalkulation der Wassergebühren für die Jahre 2018 
bis 2020 beauftragt. 
 
Gemäß den §§ 13 und 14 Kommunalabgabengesetz (KAG) können die Gemeinden für die Be-
nutzung ihrer öffentlicher Einrichtungen Benutzungsgebühren erheben. Diese dürfen höchstens 
so bemessen werden, dass die nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen ansatzfähigen Kos-
ten der Einrichtung gedeckt werden. 
 
§ 14 Abs. 1 Satz 2 KAG i.V.m. § 102 Abs. 3 Gemeindeordnung (GemO) regelt jedoch, dass 
Versorgungseinrichtungen und wirtschaftliche Unternehmen einen angemessenen Ertrag für die 
Gemeinde erwirtschaften sollen. In der Betriebssatzung des Wasserwerks Berglen ist die Ge-
winnerzielungsabsicht explizit ausgeschlossen. 
 
Bei der Kalkulation der Wassergebühr wurde der Ausgleich der Vorjahresergebnisse berück-
sichtigt. Diese Verlustvorträge betragen, gemäß dem letzten Jahresabschluss zum 31.12.2016, 
70.055,77 €. 
 
Die letzte Wassergebührenanpassung erfolgte zum 01.01.2015 auf 2,43 €/m³ und einer Grund-
gebühr (für einen Standartwasserzähler Qn 2,5) von 5,10 €/Monat sowie einer Zählergrundge-
bühr (für einen Standartwasserzähler Qn 2,5) i.H.v. 0,36 €/Monat, jeweils zuzüglich der gelten-
den Umsatzsteuer. 
 
Die Gebührenkalkulation von Heyder+Partner ergibt eine einheitliche Wassergebühr i.H.v. 2,55 
€/m³ (netto). Künftig wird es nur noch eine einheitliche Grundgebühr für jeden Hausanschluss in 
Höhe von 6,88 €/Monat (netto) geben. Zusätzliche Wasserzähler (Zisternen- bzw. Gartenwas-
serzähler) dienen zur Messung von Abwassermengen und werden daher über die Abwasserge-
bührensatzung erfasst. 
 
Unter Zugrundelegung eines durchschnittlichen täglichen Wasserverbrauchs von 123 Litern pro 
Person in Deutschland (Quelle: Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft (bdew), 
Stand 2015) ergibt sich somit folgende Gebührenentwicklung: 
 

Anzahl der 

Personen im 

Haushalt

Verbrauch 

in Liter pro 

Tag

Verbrauch in 

m³ pro Jahr

Verbrauchs-

gebühr alt

Grund-

gebühr 

alt

Kosten 

jährlich alt

Verbrauchs-

gebühr neu

Grund-

gebühr 

neu

Kosten 

jährlich 

neu

Differenz

1 123 44,90 109,09 € 65,52 € 174,61 € 114,48 € 82,56 € 197,04 € 22,43 €

2 246 89,79 218,19 € 65,52 € 283,71 € 228,96 € 82,56 € 311,52 € 27,81 €

3 369 134,69 327,28 € 65,52 € 392,80 € 343,45 € 82,56 € 426,01 € 33,20 €

4 492 179,58 436,38 € 65,52 € 501,90 € 457,93 € 82,56 € 540,49 € 38,59 €

5 615 224,48 545,47 € 65,52 € 610,99 € 572,41 € 82,56 € 654,97 € 43,98 €  
 

alt neu

2,43 2,55

Wasserver-

brauchsgebühr in 

€/m³  
Grundgebühr 

Zähler Qn 2,5
alt neu

Monatlich 5,46 € 6,88 €

Jährlich 65,52 € 82,56 €   
 
Aufgrund der besonderen Struktur der Gemeinde Berglen (Topografie, Größe des Versor-

Vorlage für die Sitzung Sitzungsvorlage Az.: 
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gungsnetzes und vergleichsweise geringe Zahl an Wasserabnehmern, usw.) ist es schwierig, 
einen objektiven Vergleich zu anderen Kommunen zu ziehen. Dies ist insbesondere beim inter-
kommunalen Vergleich der Wassergebühren mit den anderen Kreiskommunen entsprechend zu 
berücksichtigen. 
 
 
 

Einwohner 

Stand:

Verbrauchsgebühr 

Frischwasser       

(je m³, netto)

Grundgebühr 

monatlich (netto)

Alfdorf 7.099 1,86 € 1,55 €

Allmersbach i.T. 4.739 2,45 € 2,50 €

Althütte 4.092 2,30 € 1,24 €

Aspach 8.035 2,49 € 2,00 €

Auenwald 6.780 1,60 € 5,00 €

Backnang 36.266 2,01 € 12,35 €

Berglen 6.136 2,55 € 6,88 €

Burgstetten 3.635 2,00 € 1,00 €

Fellbach 45.147 1,89 € 1,50 €

Großerlach 2.514 2,69 € 2,46 €

Kaisersbach 2.504 1,69 € 0,68 €

Kernen i.R. 15.187 1,68 € 1,40 €

Kirchberg a.d.M. 3.771 1,99 € 4,08 €

Korb 10.544 2,15 € 3,25 €

Leutenbach 11.215 1,93 € 2,50 €

Murrhardt 13.727 2,25 € 6,20 €

Oppenweiler 4.161 2,22 € 2,65 €

Plüderhausen 9.368 2,40 € 1,28 €

Remshalden 14.076 2,81 € 3,28 €

Rudersberg 11.179 1,95 € 4,50 €

Schorndorf 39.172 2,25 € 7,49 €

Schwaikheim 9.383 2,30 € 1,08 €

Spiegelberg 2.098 3,88 € 1,50 €

Sulzbach 5.173 2,27 € 4,10 €

Urbach 8.817 2,00 € 1,00 €

Waiblingen 54.263 2,00 € 3,64 €

Weinstadt 26.685 2,25 € 4,25 €

Weissach i.T. 7.113 2,11 € 1,20 €

Welzheim 11.063 2,20 € 0,95 €

Winnenden 27.935 2,25 € 2,00 €

Winterbach 7.579 1,95 € 1,50 €  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  



 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g : 

 
Der Gemeinderat fasst folgende Beschlüsse: 

8. Der Gebührenkalkulation von Heyder+Partner Gesellschaft für Kommunalberatung 

mbH vom 6. November 2017 wird zugestimmt. Sie hat dem Gemeinderat bei der Be-

schlussfassung über die Gebührensätze vorgelegen. Die Gemeinde erhebt Gebüh-

ren für ihre öffentliche Einrichtung Wasserversorgung. Sie wählt als Gebühren-

maßstab für die Verbrauchsgebühr weiterhin den Frischwassermaßstab und erhebt 

die Grundgebühr gestaffelt nach der Zählergröße. 

9. Dem vorgeschlagenen Kalkulationszeitraum der Gebührenkalkulation von 

01.01.2018 bis 31.12.2020 wird zugestimmt. Von der Möglichkeit, die Gebührenkal-

kulation auf einen noch längeren Zeitraum (bis zu fünf Jahre) abzustellen, wird kein 

Gebrauch gemacht. 

10. Den in der Gebührenkalkulation enthaltenen Abschreibungssätzen, Zinssätzen, der 

Abschreibungs- und Verzinsungsmethode sowie den weiteren Ermessensentschei-

dungen wird ausdrücklich zugestimmt. 

11. Die Gemeinde Berglen hat die Gewinnerzielungsabsicht in § 1 Abs. 3 der Eigenbe-

triebssatzung für das Wasserwerk Berglen ausgeschlossen. Um einen nach Steuer-

recht für das jeweilige Jahresergebnis zu erwartenden Gewinn zu vermeiden, wer-

den steuerrechtliche Aspekte in der Gebührenkalkulation besonders berücksichtigt. 

Die hierdurch entstehenden Veränderungen gegenüber einer rein am Kommunal-

abgabenrecht orientierten Kalkulation sind dargestellt und beschrieben. Der Ge-

meinderat stimmt diesen zu. Gebühren nach rein abgabenrechtlichen Aspekten sol-

len nicht erhoben werden.  

12. Der bilanzielle Verlustvortrag laut Jahresabschluss zum 31.12.2016 von 70.055,77 € 

wird in die Kalkulation zum Ausgleich eingestellt und ausgeglichen. 

13. In die Kalkulation der Grundgebühren werden 30,00 % der Fixkosten eingestellt. 

14. Auf der Grundlage der vorliegenden Gebührenkalkulation werden die Wasser-

verbrauchs- und Wassergrundgebühren für den Zeitraum von 01.01.2018 bis 

31.12.2020 wie folgt festgesetzt: 



Wasserverbrauchsgebühr    2,55 €/m³ 

 
Grundgebühren (je Monat) 
 
Nenndurchfluss (alte Bezeichnung)

Maximaldurchfluss (Qmax) 3 und 5 7 und 10 20 30

Nenndurchfluss (Qn)  1,5 und 2,5 3,5 und 5 (6) 10 15

Euro / Monat 6,88 10,46 14,03 21,18 

Dauerdurchfluss (neue Bezeichnung)

Überlastdurchfluss (Q4) 3,125 und 5 7,9 und 12,5 20 31,25

Dauerdurchfluss (Q3) 2,5 und 4 6,3 und 10 16 25

Euro / Monat 6,88 10,46 14,03 21,18 

Alternativ für Zähler mit Kennzeichnung gemäß der Europäischen Messgeräterichtlinie (MID):

 

Hinzu kommt noch jeweils die gesetzliche Mehrwertsteuer. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler:   

 
1 x Kämmerei  
 

 



































Niederschrift über die 
Öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
der Gemeinde Berglen am 21.11.2017 

 

Anwesend: Bgm. Friedrich und 15 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 16 
Normalzahl: Bgm. Friedrich und 20 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 21 
Entschuldigt :  

 

 Frau Gemeinderätin Petra Finze  

 Herr Gemeinderat Sascha Geck  

 Herr Gemeinderat Rolf Hammer  

 Herr Gemeinderat Karl-Heinz Moser  

 Herr Gemeinderat Felix Scherhaufer  
 

Unentschuldigt :  
 

  
 

 

Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Regina Ehmann; Frau Corinna Sigloch; 
Frau Gudrun Boschatzke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber; Herr 
Götz Müller; Herr Reiner Rabenstein 
Presse, Zuhörer 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 
11. Änderung der Satzung über die öffentliche Wasserversorgung 

 
   

    
Auf die Sitzungsvorlage 358/2017 wird verwiesen. Die Vorlage ist Bestandteil des Protokolls. 
 
Nachfolgend beschließt der Gemeinderat einstimmig folgende Änderungssatzung: 
 

Satzung zur Änderung der Satzung über die öffentliche Wasserversorgungsanlage und 
die Versorgung der Grundstücke mit Wasser  

(Wasserversorgungssatzung – WVS) 
der Gemeinde Berglen vom 17.12.1996, zuletzt geändert am 21.07.2015 

 
 
Aufgrund der §§ 4 und 11 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg sowie der §§ 2, 8 Abs. 
2, 11, 13, 20 und 42 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg hat der Gemein-
derat der Gemeinde Berglen am 21.11.2017 folgende Änderungssatzung beschlossen:  

ARTIKEL 1 

§ 41 „Grundgebühr“ der Wasserversorgungssatzung erhält folgende Fassung: 

(1) Die Grundgebühr wird gestaffelt nach der Zählergröße erhoben (Zählergebühr). Sie be-
trägt bei Wasserzählern mit einer Nenngröße von: 

Maximaldurchfluss (Qmax) 3 und 5 7 und 10 20 30

Nenndurchfluss (Qn)  1,5 und 2,5 3,5 und 5 (6) 10 15

Euro / Monat 6,88 10,46 14,03 21,18 
 

 



Überlastdurchfluss (Q4) 3,125 und 5 7,9 und 12,5 20 31,25

Dauerdurchfluss (Q3) 2,5 und 4 6,3 und 10 16 25

Euro / Monat 6,88 10,46 14,03 21,18 

Alternativ für Zähler mit Kennzeichnung gemäß der Europäischen Messgeräterichtlinie 

(MID):

 
 
Bei Bauwasserzählern oder sonstigen beweglichen Wasserzählern entfällt die Grundge-
bühr. 
 

(2) Bei der Berechnung der Grundgebühren wird der Monat, in dem der Wasserzähler erst-
mals eingebaut oder endgültig ausgebaut wird, je als voller Monat gerechnet. 
 

(3) Wird die Wasserlieferung wegen Wassermangels, Störungen im Betrieb, betriebsnot-
wendiger Arbeiten oder aus ähnlichen, nicht vom Anschlussnehmer zu vertretenden 
Gründen länger als einen Monat unterbrochen, so werden für die Zeit der Unterbrechung 
(abgerundet auf volle Monate) keine Grundgebühren berechnet. 
 

§ 42 „Verbrauchsgebühren“ der Wasserversorgungssatzung erhält folgende Fassung: 
 

(1) Die Verbrauchsgebühr wird nach der gemessenen Wassermenge (§ 43) berechnet. Die Ver-
brauchsgebühr beträgt pro Kubikmeter 2,55 Euro.  
 

(2) Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger beweglicher Wasserzähler verwendet, beträgt 
die Verbrauchsgebühr 2,55 Euro.  

 

(3) Wird die verbrauchte Wassermenge durch einen Münzwasserzähler festgestellt, beträgt die 
Gebühr (einschließlich Grundgebühren gem. § 41 und Umsatzsteuer gem. § 54) pro Kubik-
meter 6,00 Euro. 

ARTIKEL 2 

 
Diese Satzung tritt zum 01.01.2018 in Kraft.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Kämmerei   
 



 
 

 

 
 

Änderung der Satzung über die öffentliche Wasserversorgung 
 
 
Durch die Neukalkulation der Wassergebühr wird auch eine entsprechende Änderung der Was-
serversorgungssatzung der Gemeinde Berglen notwendig. 
 
Außerdem wurde mit der Richtlinie 2004/22/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 31. März 2004 über Messgeräte („Measurement Instruments Directive“ – MID; „Messgerä-
terichtlinie“) der Herstellungsprozess von der Entwicklung bis zur Inbetriebnahme von bestimm-
ten Messgeräten neu geregelt. Durch die MID in Verbindung mit der einschlägigen Norm DIN 
EN 14 154 werden die Leistungsbereiche der Wasserzähler neu definiert: 
 
 
bisher                 neu nach MID  
  
Kleinster Durchfluss: Qmin    Mindestdurchfluss: Q1  
Übergangsdurchfluss: Qt    Übergangsdurchfluss: Q2  
Nenndurchfluss: Qn        Dauerdurchfluss: Q3  
Größter Durchfluss: Qmax        Überlastdurchfluss: Q4  
 
 
Deshalb wurden in § 41 der Wasserversorgungssatzung (Grundgebühr) die neuen MID-
konformen Zähler aufgenommen und den jeweils vergleichbaren Leistungsbereichen bisher 
gebräuchlicher Zähler zugeordnet.  
 
Die Änderungen sind folgend farblich dargestellt. 
 
 
  

 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g : 

 
Der Gemeinderat beschließt folgende Änderungssatzung: 
 

Satzung zur Änderung der Satzung über die öffentliche Wasserversorgungsanlage und 
die Versorgung der Grundstücke mit Wasser  

(Wasserversorgungssatzung – WVS) 
der Gemeinde Berglen vom 17.12.1996, zuletzt geändert am 21.07.2015 

 
 
Aufgrund der §§ 4 und 11 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg sowie der §§ 2, 
8 Abs. 2, 11, 13, 20 und 42 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg hat der 
Gemeinderat der Gemeinde Berglen am 21.11.2017 folgende Änderungssatzung beschlossen:  

ARTIKEL 1 

§ 41 „Grundgebühr“ der Wasserversorgungssatzung erhält folgende Fassung: 

(4) Die Grundgebühr wird gestaffelt nach der Zählergröße erhoben (Zählergebühr). Sie be-
trägt bei Wasserzählern mit einer Nenngröße von: 

Vorlage für die Sitzung Sitzungsvorlage Az.: 
Gemeinderat SV/358/2017 815.12 
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Maximaldurchfluss (Qmax) 3 und 5 7 und 10 20 30

Nenndurchfluss (Qn)  1,5 und 2,5 3,5 und 5 (6) 10 15

Euro / Monat 6,88 10,46 14,03 21,18 
 

 

Überlastdurchfluss (Q4) 3,125 und 5 7,9 und 12,5 20 31,25

Dauerdurchfluss (Q3) 2,5 und 4 6,3 und 10 16 25

Euro / Monat 6,88 10,46 14,03 21,18 

Alternativ für Zähler mit Kennzeichnung gemäß der Europäischen Messgeräterichtlinie 

(MID):

 
 
Bei Bauwasserzählern oder sonstigen beweglichen Wasserzählern entfällt die Grundge-
bühr. 
 

(5) Bei der Berechnung der Grundgebühren wird der Monat, in dem der Wasserzähler erst-
mals eingebaut oder endgültig ausgebaut wird, je als voller Monat gerechnet. 
 

(6) Wird die Wasserlieferung wegen Wassermangels, Störungen im Betrieb, betriebsnot-
wendiger Arbeiten oder aus ähnlichen, nicht vom Anschlussnehmer zu vertretenden 
Gründen länger als einen Monat unterbrochen, so werden für die Zeit der Unterbrechung 
(abgerundet auf volle Monate) keine Grundgebühren berechnet. 
 

§ 42 „Verbrauchsgebühren“ der Wasserversorgungssatzung erhält folgende Fassung: 
 

(4) Die Verbrauchsgebühr wird nach der gemessenen Wassermenge (§ 43) berechnet. Die 
Verbrauchsgebühr beträgt pro Kubikmeter 2,55 Euro.  
 

(5) Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger beweglicher Wasserzähler verwendet, beträgt 
die Verbrauchsgebühr 2,55 Euro.  

 
(6) Wird die verbrauchte Wassermenge durch einen Münzwasserzähler festgestellt, beträgt die 

Gebühr (einschließlich Grundgebühren gem. § 41 und Umsatzsteuer gem. § 54) pro Ku-
bikmeter 6,00 Euro. 

ARTIKEL 2 

 
Diese Satzung tritt zum 01.01.2018 in Kraft.  
 
 
Berglen, den 22.11.2017 
 
 
 
Maximilian Friedrich  
Bürgermeister 
 
 
 

Hinweis nach § 4 Abs. 4 GemO: 



Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes oder auf Grund dieses Gesetzes zustande 
gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn 

1.  die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden 
sind,  

2.  der Bürgermeister dem Beschluss nach § 43 wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat oder wenn vor Ablauf der in Satz 1 
genannten Frist die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder die Verletzung der Verfahrens- oder Formvor-
schrift gegenüber der Gemeinde unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend ge-
macht worden ist.  

Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht worden, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann 
diese Verletzung geltend machen. Bei der Bekanntmachung der Satzung ist auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften und die Rechtsfolgen hinzuweisen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler:   

 
1 x Kämmerei   
 

 



Niederschrift über die 
Öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
der Gemeinde Berglen am 21.11.2017 

 

Anwesend: Bgm. Friedrich und 15 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 16 
Normalzahl: Bgm. Friedrich und 20 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 21 
Entschuldigt :  

 

 Frau Gemeinderätin Petra Finze  

 Herr Gemeinderat Sascha Geck  

 Herr Gemeinderat Rolf Hammer  

 Herr Gemeinderat Karl-Heinz Moser  

 Herr Gemeinderat Felix Scherhaufer  
 

Unentschuldigt :  
 

  
 

 

Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Regina Ehmann; Frau Corinna Sigloch; 
Frau Gudrun Boschatzke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber; Herr 
Götz Müller; Herr Reiner Rabenstein 
Presse, Zuhörer 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 
12. Neukalkulation der Abwassergebühren für die Jahre 2018 - 2020 

 
   

    
Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt die Sitzungsvorlage 357/2017 vor. Die Vorlage ist Be-
standteil des Protokolls. 
 
Der Vorsitzende erläutert nachfolgend den Sachverhalt. 
 
Der Gemeinderat fasst den einstimmigen Beschluss: 
 
Dem Gemeinderat liegen die Gebührenkalkulation der Schmutz- und Niederschlagswas-
serbeseitigung für die Kalkulationsjahre 2018 bis 2020 vollständig vor. Der Gemeinderat 
macht sich den Inhalt der Kalkulationen einschließlich des Erläuterungstextes und der 
Verteilerschlüssel zu Eigen und beschließt sie komplett. 
 

Er bestätigt die dort vorgenommenen Ermessens- und Prognoseentscheidungen und be-
schließt diese ausdrücklich. 
 

Insbesondere werden folgende Beschlüsse getroffen: 
 

1. Der Gebührenkalkulation von Heyder+Partner Gesellschaft für Kommunalberatung 
mbH vom 13. November 2017 wird zugestimmt. Sie hat dem Gemeinderat bei der Be-
schlussfassung über die Gebührensätze vorgelegen. 

 

2. Dem vorgeschlagenen Kalkulationszeitraum der Gebührenkalkulation von 01.01.2018 
bis 31.12.2020 wird zugestimmt. Von der Möglichkeit, die Gebührenkalkulation auf ei-
nen noch längeren Zeitraum (bis zu fünf Jahre) abzustellen, wird kein Gebrauch ge-
macht. 

 

3. Die der Gebührenkalkulation zugrunde gelegten Abschreibungs- und Auflösungsbe-
träge sowie Restbuchwerte als Grundlage zur Berechnung der kalkulatorischen Ver-
zinsung werden aus dem fortgeschriebenen Anlagenachweis der Gemeinde, Stand 
31.12.2018 bis 31.12.2020, übernommen.  

 

4. Der kalkulatorische Mischzinssatz in der Abwasserbeseitigung wird auf 4 % festge-



setzt. 
 

5. Die Kosten für die Straßenentwässerung bleiben bei der Berechnung des gebührenre-
levanten Aufkommens unberücksichtigt. 

 

6. Der Gemeinderat beschließt als Bemessungsgrundlage für die Schmutzwasserbesei-
tigung bzw. Schmutzwassergebühr eine Menge von 235.000 m³. 

 

7. Für die Niederschlagswasserbeseitigung bzw. Niederschlagswassergebühr wird die 
abflussrelevante Fläche in Höhe von 499.000 m² festgesetzt. 

 

8. Der Gemeinderat beschließt die Festsetzung der Straßenentwässerungskostenanteile 
in Höhe der in Anlage „VII. Verteilerschlüssel“ (Seite 28) der Gebührenkalkulation 
2018 bis 2020 aufgeführten, den jeweiligen auf den Seiten 16 bis 27 der Gebührenkal-
kulation festgelegten Schlüsseln entsprechenden, Prozentsätze. 

 

9. Der Gemeinderat beschließt die auf den Seiten 23 bis 27 der Gebührenkalkulation 
2018 bis 2020 festgelegten Schlüssel und die diesbezüglichen, jeweils in Anlage „VII. 
Verteilerschlüssel“ (Seite 28) der Kalkulationen aufgeführten, Prozentsätze zur Auftei-
lung der Kosten und Einnahmen auf die Bereiche Schmutzwasserbeseitigung und 
Niederschlagswasserbeseitigung. 

 

10. Der Gemeinderat beschließt die Verrechnung der Über- und Unterdeckungen aus den 
Haushaltsjahren 2013 bis 2016 und deren Ausgleich wie in Anlage VIII (Seite 29 bis 
30) dargestellt vorzunehmen.  

 

11. Der Gemeinderat setzt für die Haushaltsjahre 2018 bis 2020 folgende Gebühr fest:  
 

 Schmutzwasserbeseitigung   3,52 €/m³ 
 

 Niederschlagswasserbeseitigung  0,55 €/m² 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Kämmerei    
 



 
 

 

 
 

Neukalkulation der Abwassergebühren für die Jahre 2018 - 2020 
 
 
Gemäß dem Gemeinderatsbeschluss vom 09.05.2017 wurde die Firma Heyder+Partner Gesell-
schaft für Kommunalberatung mbH mit der Kalkulation der Abwassergebühren für die Jahre 
2018 bis 2020 beauftragt. 
 
Gemäß den §§ 13 und 14 Kommunalabgabengesetz (KAG) können die Gemeinden für die Be-
nutzung ihrer öffentlicher Einrichtungen Benutzungsgebühren erheben. Diese dürfen höchstens 
so bemessen werden, dass die nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen ansatzfähigen Kos-
ten der Einrichtung gedeckt werden. 
 
Zu diesen Kosten gehören neben den Personal- und Sachkosten für den laufenden Betrieb 
auch die angemessene Verzinsung des Anlagekapitals und angemessene Abschreibungen 
gemäß § 14 Abs. 3 KAG.  
 
Die anteiligen Kosten, die auf die Entwässerung von öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen 
entfallen, bleiben bei den Kosten nach § 14 Abs. 1 Satz 1 KAG außer Betracht. 
 
Bei der Kalkulation der Abwassergebühr wurde der Ausgleich der Vorjahresergebnisse berück-
sichtigt. Diese belaufen sich für die Jahre 2013 bis 2016 für die Schmutzwassergebühr in Sum-
me auf eine Überdeckung in Höhe von 321.852,68 € und für die Niederschlagswassergebühr in 
Summe auf eine Unterdeckung in Höhe von 2.524,04 € (siehe Anlage VIII). 
 
Die letzte Wassergebührenanpassung erfolgte zum 01.01.2015 auf eine Schutzwassergebühr 
in Höhe von 3,98 €/m³ und eine Niederschlagswassergebühr in Höhe von 0,53 €/m². 
 
Die vorliegende Gebührenkalkulation ergibt eine Schmutzwassergebühr in Höhe von 3,52 €/m³ 
(Veränderung -11,56 %) und eine Niederschlagswassergebühr in Höhe von 0,55 €/m² (Verän-
derung +3,77 %). 
 
Unter Zugrundelegung eines durchschnittlichen täglichen Wasserverbrauchs von 123 Litern pro 
Person in Deutschland (Quelle: Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft (bdew), 
Stand 2015) und einer durchschnittlich gebührenrelevanten versiegelten Grundstücksfläche für 
ein Einfamilienhaus in Berglen in Höhe von 180 m² ergibt sich somit folgende Gebührenentwick-
lung: 
 

Anzahl der 

Personen im 

Haushalt

Verbrauch 

in Liter pro 

Tag

Verbrauch 

in m³ pro 

Jahr

Schmutz-

wasser-

gebühr alt

Niederschlags-

wasser-

gebühr alt

Kosten 

jährlich 

alt

Schmutz-

wasser-

gebühr neu

Niederschlags-

wasser-

gebühr neu

Kosten 

jährlich 

neu

Differenz

1 123 44,90 178,68 € 95,40 € 274,08 € 158,03 € 99,00 € 257,03 € -17,05 €

2 246 89,79 357,36 € 95,40 € 452,76 € 316,06 € 99,00 € 415,06 € -37,70 €

3 369 134,69 536,05 € 95,40 € 631,45 € 474,09 € 99,00 € 573,09 € -58,36 €

4 492 179,58 714,73 € 95,40 € 810,13 € 632,12 € 99,00 € 731,12 € -79,01 €

5 615 224,48 893,41 € 95,40 € 988,81 € 790,15 € 99,00 € 889,15 € -99,66 €

alt neu

0,53 € 0,55 €

180,00 180,00

alt neu

3,98 3,52

Nach dem  Bundesverbands der Energie- und Wasserwirtschaft (bdew) wurden in Deutschland 

im Jahr 2015 pro Person 123 Liter Frischwasser am Tag verbraucht

Schmutzwassergebühr in 

€/m³

Niederschlags-

wassergebühr
je m² versiegelter Fläche

durchschnittlich 

versiegelte Fläche für ein 

Einfamilienhaus in m²

 

Vorlage für die Sitzung Sitzungsvorlage Az.: 
Gemeinderat SV/357/2017 700.31 

Datum der Sitzung Öffentlichkeitsstatus Beschlussart 
 

21.11.2017 öffentlich Entscheidung 
 
 



 
Aufgrund der besonderen Struktur der Gemeinde Berglen (Topografie, Größe des Kanalnetzes 
und vergleichsweise geringe Zahl an Einleitern, usw.) ist es schwierig, einen objektiven Ver-
gleich zu anderen Kommunen zu ziehen. Dies ist insbesondere beim interkommunalen Ver-
gleich der Abwassergebühren mit den anderen Kreiskommunen entsprechend zu berücksichti-
gen. 
 

Einwohner 

Stand:

Gebühr 

Schmutz-

wasser (je m³)  

Gebühr 

Niederschlags-

wasser (je m²)

Alfdorf 7.099 3,32 € 0,38 €

Allmersbach i.T. 4.739 1,63 € 0,42 €

Althütte 4.092 2,54 € 0,38 €

Aspach 8.035 2,33 € 0,46 €

Auenwald 6.780 2,44 € 0,39 €

Backnang 36.266 2,17 € 0,57 €

Berglen 6.136 3,52 € 0,55 €

Burgstetten 3.635 2,95 € 0,45 €

Fellbach 45.147 1,65 € 0,23 €

Großerlach 2.514 4,07 € 0,45 €

Kaisersbach 2.504 2,57 € 0,44 €

Kernen i.R. 15.187 2,09 € 0,37 €

Kirchberg a.d.M. 3.771 3,16 € 0,49 €

Korb 10.544 1,25 € 1,00 €

Leutenbach 11.215 1,60 € 0,35 €

Murrhardt 13.727 2,31 € 0,55 €

Oppenweiler 4.161 2,51 € 0,83 €

Plüderhausen 9.368 2,30 € 0,53 €

Remshalden 14.076 2,36 € 0,57 €

Rudersberg 11.179 2,26 € 0,50 €

Schorndorf 39.172 1,83 € 0,36 €

Schwaikheim 9.383 1,92 € 0,52 €

Spiegelberg 2.098 3,00 € 0,33 €

Sulzbach 5.173 2,93 € 0,09 €

Urbach 8.817 1,78 € 0,39 €

Waiblingen 54.263 1,69 € 0,48 €

Weinstadt 26.685 2,20 € 0,36 €

Weissach i.T. 7.113 1,88 € 0,37 €

Welzheim 11.063 2,00 € 0,37 €

Winnenden 27.935 1,61 € 0,42 €

Winterbach 7.579 2,97 € 0,46 €  
 
  

 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g : 

 
Dem Gemeinderat liegen die Gebührenkalkulation der Schmutz- und Niederschlagswasserbeseiti-

gung für die Kalkulationsjahre 2018 bis 2020 vollständig vor. Der Gemeinderat macht sich den 

Inhalt der Kalkulationen einschließlich des Erläuterungstextes und der Verteilerschlüssel zu Eigen 

und beschließt sie komplett. 
 

Er bestätigt die dort vorgenommenen Ermessens- und Prognoseentscheidungen und beschließt die-

se ausdrücklich. 
 

Insbesondere werden folgende Beschlüsse getroffen: 
 

12. Der Gebührenkalkulation von Heyder+Partner Gesellschaft für Kommunalberatung mbH 

vom 13. November 2017 wird zugestimmt. Sie hat dem Gemeinderat bei der Beschlussfassung 

über die Gebührensätze vorgelegen. 



 

13. Dem vorgeschlagenen Kalkulationszeitraum der Gebührenkalkulation von 01.01.2018 bis 

31.12.2020 wird zugestimmt. Von der Möglichkeit, die Gebührenkalkulation auf einen noch 

längeren Zeitraum (bis zu fünf Jahre) abzustellen, wird kein Gebrauch gemacht. 
 

14. Die der Gebührenkalkulation zugrunde gelegten Abschreibungs- und Auflösungsbeträge sowie 

Restbuchwerte als Grundlage zur Berechnung der kalkulatorischen Verzinsung werden aus 

dem fortgeschriebenen Anlagenachweis der Gemeinde, Stand 31.12.2018 bis 31.12.2020, über-

nommen.  
 

15. Der kalkulatorische Mischzinssatz in der Abwasserbeseitigung wird auf 4 % festgesetzt. 
 

16. Die Kosten für die Straßenentwässerung bleiben bei der Berechnung des gebührenrelevanten 

Aufkommens unberücksichtigt. 
 

17. Der Gemeinderat beschließt als Bemessungsgrundlage für die Schmutzwasserbeseitigung bzw. 

Schmutzwassergebühr eine Menge von 235.000 m³. 
 

18. Für die Niederschlagswasserbeseitigung bzw. Niederschlagswassergebühr wird die abflussrele-

vante Fläche in Höhe von 499.000 m² festgesetzt. 
 

19. Der Gemeinderat beschließt die Festsetzung der Straßenentwässerungskostenanteile in Höhe 

der in Anlage „VII. Verteilerschlüssel“ (Seite 28) der Gebührenkalkulation 2018 bis 2020 auf-

geführten, den jeweiligen auf den Seiten 16 bis 27 der Gebührenkalkulation festgelegten 

Schlüsseln entsprechenden, Prozentsätze. 
 

20. Der Gemeinderat beschließt die auf den Seiten 23 bis 27 der Gebührenkalkulation 2018 bis 

2020 festgelegten Schlüssel und die diesbezüglichen, jeweils in Anlage „VII. Verteilerschlüssel“ 

(Seite 28) der Kalkulationen aufgeführten, Prozentsätze zur Aufteilung der Kosten und Ein-

nahmen auf die Bereiche Schmutzwasserbeseitigung und Niederschlagswasserbeseitigung. 
 

21. Der Gemeinderat beschließt die Verrechnung der Über- und Unterdeckungen aus den Haus-

haltsjahren 2013 bis 2016 und deren Ausgleich wie in Anlage VIII (Seite 29 bis 30) dargestellt 

vorzunehmen.  
 

22. Der Gemeinderat setzt für die Haushaltsjahre 2018 bis 2020 folgende Gebühr fest:  
 

 Schmutzwasserbeseitigung   3,52 €/m³ 
 

 Niederschlagswasserbeseitigung  0,55 €/m² 

 
 
 
Verteiler:   

 
1 x Kämmerei    
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13. Änderung der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung 

 
   

    
Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt die Sitzungsvorlage 359/2017 vor. Die Vorlage ist Be-
standteil des Protokolls. 
 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig folgende Änderungssatzung: 
 

Gemeinde Berglen 

Satzung zur Änderung der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung 

(Abwassersatzung – AbwS) 

vom 26. Januar 1988, zuletzt geändert am 15.10.2013 

 
 
Aufgrund von § 46 Abs. 4 und 5 des Wassergesetzes für Baden-Württemberg (WG), §§ 4 und 
11 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) und §§ 2, 8 Abs. 2, 11, 13, 20 und 42 
des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) hat der Gemeinderat der Ge-
meinde Berglen am 21.11.2017 folgende Änderungssatzung beschlossen: 

ARTIKEL 1 

§ 36 „Absetzungen“ der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung erhält folgende 
Fassung: 

 
(1) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet wur-

den, werden auf Antrag des Gebührenschuldners bei der Bemessung der Schmutzwasser-



gebühr abgesetzt. In den Fällen des Absatzes 2 erfolgt eine Absetzung von Amts wegen. 

(2) Der Nachweis der nicht eingeleiteten Frischwassermengen soll durch Messung eines be-
sonderen Wasserzählers (Zwischenzählers) erbracht werden, der den eichrechtlichen Vor-
schriften entspricht. Zwischenzähler werden auf Antrag des Grundstückseigentümers von 
der Kommune eingebaut, unterhalten und entfernt; sie stehen im Eigentum der Kommune 
und werden von ihr abgelesen. Die §§ 21 Absatz 2 und 3, 22 und 23 der Wasserversor-
gungssatzung finden entsprechend Anwendung. 

(3) Alternativ zu Absatz 2 kann der Nachweis der nicht eingeleiteten Frischwassermengen 
durch Messung eines besonderen Wasserzählers (Zwischenzählers) erbracht werden, der 
den eichrechtlichen Vorschriften entspricht und von der Gemeinde plombiert worden ist. Zwi-
schenzähler dürfen nur durch ein fachlich geeignetes Installationsunternehmen eingebaut 
werden. Sie stehen im Eigentum des Grundstückseigentümers und sind von diesem auf ei-
gene Kosten einzubauen und zu unterhalten. Der erstmalige Einbau sowie der Austausch 
eines Zwischenzählers ist der Gemeinde innerhalb von zwei Wochen unter Angabe des Zäh-
lerstandes anzuzeigen. 

(4) Von der Absetzung bleibt eine Wassermenge von 20 m³ / Jahr ausgenommen, wenn der 
Nachweis über die abzusetzende Wassermenge nicht durch einen Zwischenzähler gemäß 
Absatz 2 oder 3 erbracht wird. 

(5) Wird bei landwirtschaftlichen Betrieben die abzusetzende Wassermenge nicht durch einen 
Zwischenzähler nach Absatz 2 oder 3 festgestellt, werden die nichteingeleiteten Wasser-
mengen pauschal ermittelt. Dabei gilt als nichteingeleitete Wassermenge im Sinne von Ab-
satz 1: 

1. je Vieheinheit bei Pferden, Rindern, Schafen Ziegen und Schweinen 15 m³ / Jahr,  

2. je Vieheinheit bei Geflügel 5 m³ / Jahr . 
 

Diese pauschal ermittelte nichteingeleitete Wassermenge wird um die gemäß Absatz 4 von 
der Absetzung ausgenommene Wassermenge gekürzt und von der gesamten verbrauchten 
Wassermenge abgesetzt. Die dabei verbleibende Wassermenge muss für jede für das Be-
triebsanwesen polizeilich gemeldete Person, die sich dort während des Veranlagungszeit-
raums nicht nur vorübergehend aufhält, mindestens 40 m³ / Jahr für die erste Person und für 
jede weitere Person mindestens 35 m³ / Jahr betragen. 

Der Umrechnungsschlüssel für Tierbestände in Vieheinheiten zu § 51 des Bewertungsge-
setzes ist entsprechend anzuwenden. Für den Viehbestand ist der Stichtag maßgebend, 
nach dem sich die Erhebung der Tierseuchenbeiträge für das laufende Jahr richtet. 

(6) Anträge auf Absetzung nicht eingeleiteter Wassermengen sind bis zum Ablauf eines Monats 
nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids zu stellen. 

§ 37 „Höhe der Abwassergebühr“ der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung 
erhält folgende Fassung: 

 
(1) Die Schmutzwassergebühr (§ 35) sowie die Gebühr für sonstige Einleitungen (§ 

8 Abs. 3) beträgt je m³ Schmutzwasser oder Wasser 3,52 Euro. 

(2) Die Niederschlagswassergebühr (§ 35 a) beträgt je m² abflussrelevante Fläche 
und Jahr 0,55 Euro. 

(3) Wird Abwasser in öffentliche Kanäle eingeleitet, die nicht an ein Klärwerk  
angeschlossen sind, beträgt die Gebühr je Kubikmeter Abwasser                     0,51 Euro. 

(4) Für Abwasser, das zu einer öffentlichen Abwasserbehandlungsanlage  
gebracht wird (§ 34 Abs. 3), beträgt je m³ Abwasser: 

a) wenn eine Vorbehandlung erforderlich ist       3,57 Euro, 



b) wenn eine Vorbehandlung nicht erforderlich ist       1,02 Euro. 

 
(5) Beginnt oder endet die gebührenpflichtige Benutzung in den Fällen des § 35 a während des 

Veranlagungszeitraumes, wird für jeden Kalendermonat, in dem die Gebührenpflicht besteht, 
ein Zwölftel der Jahresgebühr angesetzt. 

ARTIKEL 2 

 
Diese Satzung tritt zum 01.01.2018 in Kraft.  
 
 
Protokollnotiz: Gemeinderätin Aigner ist während der Abstimmung nicht anwesend.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Kämmerei   
 



 
 

 

 
 

Änderung der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung 
 
 
Durch die Neukalkulation der Abwassergebühren wird auch eine Änderung der Satzung über 
die öffentliche Abwasserbeseitigung (Abwassersatzung) der Gemeinde Berglen notwendig. 
 
Zusätzlich regt die Verwaltung an, die Regelung bezüglich der Zwischenzähler für Absetzungen 
von der Schmutzwassergebühr zu ändern. In den letzten Jahren stieg die Nachfrage aus der 
Mitte der Bürgerschaft zum Einbau von Zwischenzählern (Gartenwasser- und Zisternenzählern) 
um Wassermengen zu erfassen, die nicht in Einrichtungen der öffentlichen Abwasserbeseiti-
gung einleiten, stetig an. Für diese Wassermengen kann eine vollständige Absetzung der 
Schmutzwassergebühr beantragt werden. 
 
Das aktuelle Satzungsmuster des Gemeindetags sieht zwei mögliche Regelungen vor: 
 
1. Der aktuelle § 36 Abs. 2 der Abwassersatzung (siehe Beschlussvorschlag), der festlegt, 

dass die Zwischenzähler ausschließlich durch die Gemeinde eingebaut, unterhalten und 
abgelesen werden.  
 

2. Der neue § 36 Abs. 3 der Abwassersatzung (siehe Beschlussvorschlag), der es dem Ei-
gentümer ermöglichen würde, selbst durch ein fachlich geeignetes Installationsunterneh-
men einen Zwischenzähler installieren zu lassen, welcher vom Eigentümer zu unterhalten 
und abzulesen ist. Dieser Zähler würde dann vor Inbetriebnahme durch die Gemeinde 
abgenommen und plombiert werden.  

 
Für alle Bürgerinnen und Bürger, die einen „normalen“ Zwischenzähler installiert haben möch-
ten, ist die bisherige Regelung aus Sicht der Gemeindeverwaltung ausreichend. Individuellen 
Lösungen, d.h. wenn zum Beispiel ein Hauseigentümer einen speziellen Zählertyp eingebaut 
haben möchte (z.B. Ringkolbenzähler, Zähler mit digitaler Datenausgabe („Smarthome“), Zähler 
mit Funkübertragung, usw.), kann damit jedoch nicht Rechnung getragen werden. Für die Ge-
meinde ist es wirtschaftlich nicht darstellbar, verschiedene Zählertypen für Einzelfalllösungen 
vorzuhalten. Des Weiteren müsste für jeden Zählertyp eine separate Kalkulation der Zählerge-
bühr durchgeführt werden, da die jeweiligen Kosten stark variieren. 
 
Um der Bürgerschaft der Gemeinde dennoch eine höhere Flexibilität bei der Wahl der Zwi-
schenzähler zu ermöglichen, sollen künftig beide Möglichkeiten zur Verfügung stehen.  
 
Die Änderungen sind nachfolgend farblich dargestellt.  
 
 
  

 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g : 

 
Der Gemeinderat beschließt folgende Änderungssatzung: 
 

Vorlage für die Sitzung Sitzungsvorlage Az.: 
Gemeinderat SV/359/2017 700.11 

Datum der Sitzung Öffentlichkeitsstatus Beschlussart 
 

21.11.2017 öffentlich Entscheidung 
 
 



Gemeinde Berglen 

Satzung zur Änderung der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung 

(Abwassersatzung – AbwS) 

vom 26. Januar 1988, zuletzt geändert am 15.10.2013 

 
 
Aufgrund von § 46 Abs. 4 und 5 des Wassergesetzes für Baden-Württemberg (WG), §§ 4 und 
11 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) und §§ 2, 8 Abs. 2, 11, 13, 20 und 
42 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) hat der Gemeinderat der 
Gemeinde Berglen am 21.11.2017 folgende Änderungssatzung beschlossen: 

ARTIKEL 1 

§ 36 „Absetzungen“ der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung erhält folgende 
Fassung: 

 
(1) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet 

wurden, werden auf Antrag des Gebührenschuldners bei der Bemessung der Schmutzwas-
sergebühr abgesetzt. In den Fällen des Absatzes 2 erfolgt eine Absetzung von Amts we-
gen. 

(2) Der Nachweis der nicht eingeleiteten Frischwassermengen soll durch Messung eines be-
sonderen Wasserzählers (Zwischenzählers) erbracht werden, der den eichrechtlichen Vor-
schriften entspricht. Zwischenzähler werden auf Antrag des Grundstückseigentümers von 
der Kommune eingebaut, unterhalten und entfernt; sie stehen im Eigentum der Kommune 
und werden von ihr abgelesen. Die §§ 21 Absatz 2 und 3, 22 und 23 der Wasserversor-
gungssatzung finden entsprechend Anwendung. 

(3) Alternativ zu Absatz 2 kann der Nachweis der nicht eingeleiteten Frischwassermengen 
durch Messung eines besonderen Wasserzählers (Zwischenzählers) erbracht werden, der 
den eichrechtlichen Vorschriften entspricht und von der Gemeinde plombiert worden ist. 
Zwischenzähler dürfen nur durch ein fachlich geeignetes Installationsunternehmen einge-
baut werden. Sie stehen im Eigentum des Grundstückseigentümers und sind von diesem 
auf eigene Kosten einzubauen und zu unterhalten. Der erstmalige Einbau sowie der Aus-
tausch eines Zwischenzählers ist der Gemeinde innerhalb von zwei Wochen unter Angabe 
des Zählerstandes anzuzeigen. 

(4) Von der Absetzung bleibt eine Wassermenge von 20 m³ / Jahr ausgenommen, wenn der 
Nachweis über die abzusetzende Wassermenge nicht durch einen Zwischenzähler gemäß 
Absatz 2 oder 3 erbracht wird. 

(5) Wird bei landwirtschaftlichen Betrieben die abzusetzende Wassermenge nicht durch einen 
Zwischenzähler nach Absatz 2 oder 3 festgestellt, werden die nichteingeleiteten Wasser-
mengen pauschal ermittelt. Dabei gilt als nichteingeleitete Wassermenge im Sinne von Ab-
satz 1: 

1. je Vieheinheit bei Pferden, Rindern, Schafen Ziegen und Schweinen 15 m³ / Jahr,  

2. je Vieheinheit bei Geflügel 5 m³ / Jahr . 
 

Diese pauschal ermittelte nichteingeleitete Wassermenge wird um die gemäß Absatz 4 von 
der Absetzung ausgenommene Wassermenge gekürzt und von der gesamten verbrauchten 
Wassermenge abgesetzt. Die dabei verbleibende Wassermenge muss für jede für das Be-
triebsanwesen polizeilich gemeldete Person, die sich dort während des Veranlagungszeit-



raums nicht nur vorübergehend aufhält, mindestens 40 m³ / Jahr für die erste Person und 
für jede weitere Person mindestens 35 m³ / Jahr betragen. 

Der Umrechnungsschlüssel für Tierbestände in Vieheinheiten zu § 51 des Bewertungsge-
setzes ist entsprechend anzuwenden. Für den Viehbestand ist der Stichtag maßgebend, 
nach dem sich die Erhebung der Tierseuchenbeiträge für das laufende Jahr richtet. 

(6) Anträge auf Absetzung nicht eingeleiteter Wassermengen sind bis zum Ablauf eines Monats 
nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids zu stellen. 

§ 37 „Höhe der Abwassergebühr“ der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung 
erhält folgende Fassung: 

 
(1) Die Schmutzwassergebühr (§ 35) sowie die Gebühr für sonstige Einleitungen (§ 

8 Abs. 3) beträgt je m³ Schmutzwasser oder Wasser 3,52 Euro. 

(2) Die Niederschlagswassergebühr (§ 35 a) beträgt je m² abflussrelevante Fläche 
und Jahr 0,55 Euro. 

(3) Wird Abwasser in öffentliche Kanäle eingeleitet, die nicht an ein Klärwerk  
angeschlossen sind, beträgt die Gebühr je Kubikmeter Abwasser                     0,51 Euro. 

(4) Für Abwasser, das zu einer öffentlichen Abwasserbehandlungsanlage  
gebracht wird (§ 34 Abs. 3), beträgt je m³ Abwasser: 

a) wenn eine Vorbehandlung erforderlich ist       3,57 Euro, 

b) wenn eine Vorbehandlung nicht erforderlich ist       1,02 Euro. 

 
(5) Beginnt oder endet die gebührenpflichtige Benutzung in den Fällen des § 35 a während des 

Veranlagungszeitraumes, wird für jeden Kalendermonat, in dem die Gebührenpflicht be-
steht, ein Zwölftel der Jahresgebühr angesetzt. 

ARTIKEL 2 

 
Diese Satzung tritt zum 01.01.2018 in Kraft.  
 
 
 
 
Berglen, den 22.11.2017 
 
 
 
Maximilian Friedrich  
Bürgermeister 
 

Hinweis nach § 4 Abs. 4 GemO: 

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes oder auf Grund dieses Gesetzes zustande 
gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn 

1. die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden 
sind,  

2. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 43 wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat oder wenn vor Ablauf der in Satz 1 
genannten Frist die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder die Verletzung der Verfahrens- oder Formvor-
schrift gegenüber der Gemeinde unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend ge-
macht worden ist.  

Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht worden, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann 



diese Verletzung geltend machen. Bei der Bekanntmachung der Satzung ist auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften und die Rechtsfolgen hinzuweisen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler:   

 
1 x Kämmerei   
 

 



Niederschrift über die 
Öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
der Gemeinde Berglen am 21.11.2017 

 

Anwesend: Bgm. Friedrich und 15 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 16 
Normalzahl: Bgm. Friedrich und 20 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 21 
Entschuldigt :  

 

 Frau Gemeinderätin Petra Finze  

 Herr Gemeinderat Sascha Geck  

 Herr Gemeinderat Rolf Hammer  

 Herr Gemeinderat Karl-Heinz Moser  

 Herr Gemeinderat Felix Scherhaufer  
 

Unentschuldigt :  
 

  
 

 

Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Regina Ehmann; Frau Corinna Sigloch; 
Frau Gudrun Boschatzke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber; Herr 
Götz Müller; Herr Reiner Rabenstein 
Presse, Zuhörer 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 
14. Gewährung eines inneren Darlehens an den Eigenbetrieb Wasserwerk 

Berglen in Höhe von 1.000.000,00 € 
 

   

    
Der Vorsitzende erläutert den Sachverhalt anhand der Sitzungsvorlage 356/2017. Die Vorlage 
ist Bestandteil des Protokolls. 
 
Der Gemeinderat fasst den einstimmigen Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt dem Wasserwerk Berglen im Haushaltsjahr 2017 aus dem 
Kommunalhaushalt ein Tilgungsdarlehen in Höhe von 1.000.000,00 € zu gewähren. Die 
Laufzeit beträgt 20 Jahre. Der Zinssatz wird in Höhe von 1,35 % nom. festgesetzt. Die Til-
gung und Zinszahlung erfolgt jährlich zum 31.12. eines jeden Jahres. Die Auszahlung des 
Darlehens erfolgt im Jahr 2017, Zins und Tilgung beginnen ab dem Jahr 2018. 
 
 
 
Protokollnotiz: Gemeinderat Tottmann ist während der Abstimmung nicht anwesend. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Kämmerei    
 



 
 

 

 
 

Gewährung eines inneren Darlehens an den Eigenbetrieb Wasserwerk 
Berglen in Höhe von 1.000.000,00 € 

 
 
Der Jahresabschluss des Wasserwerks Berglen zum 31.12.2016 weist eine Deckungsmittellü-
cke in Höhe von 1.151.608,00 € aus. Zur Schließung dieser Deckungsmittellücke und zur Fi-
nanzierung der laufenden Bauvorhaben umfasst der Wirtschaftsplan des Wasserwerks im Jahr 
2017 eine Darlehensaufnahme in Höhe von insgesamt 1.720.000,00 €. 
 
Aufgrund der erfreulichen Rechnungsergebnisse der vergangenen Jahre und des daraus resul-
tierenden Rücklagenbestandes wurde bei der Aufstellung des Haushaltsplans für das Jahr 2017 
ein inneres Darlehen aus dem Kommunalhaushalt an den Eigenbetrieb in Höhe von 
1.000.000,00 € vorgesehen. Die Zinszahlungen würden somit bei der Gemeinde verbleiben und 
nicht extern abfließen. 
 
Um die Gebührenzahler nicht höher zu belasten, aber dennoch eine angemessene Verzinsung 
für den Gemeindehaushalt zu erwirtschaften, soll sich der Zinssatz an einem marktüblichen 
Maßstab orientieren. Hierzu wurden die beiden ortsansässigen Banken um die Abgabe der ak-
tuellen Konditionen für ein Kommunaldarlehen über 1.000.000,00 €, Zinsbindung über 20 Jahre, 
volle Tilgung innerhalb von 20 Jahren gebeten. Die Angebote stellen sich wie folgt dar: 
 
 Bank 1: 1,35 % nom. 
 Bank 2: 1,50 % nom. 
 
Mit Schreiben vom 19.01.2017 hat das Landratsamt Rems-Murr-Kreis den Wirtschaftsplan des 
Jahres 2017 samt Darlehensaufnahme des Wasserwerks genehmigt. 
 
 
  

 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g : 

 
Der Gemeinderat beschließt dem Wasserwerk Berglen im Haushaltsjahr 2017 aus dem 
Kommunalhaushalt ein Tilgungsdarlehen in Höhe von 1.000.000,00 € zu gewähren. Die 
Laufzeit beträgt 20 Jahre. Der Zinssatz wird in Höhe von 1,35 % nom. festgesetzt. Die Til-
gung und Zinszahlung erfolgt jährlich zum 31.12. eines jeden Jahres. Die Auszahlung des 
Darlehens erfolgt im Jahr 2017, Zins und Tilgung beginnen ab dem Jahr 2018. 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler:   

 
1 x Kämmerei    
 

 

Vorlage für die Sitzung Sitzungsvorlage Az.: 
Gemeinderat SV/356/2017 923.81 

Datum der Sitzung Öffentlichkeitsstatus Beschlussart 
 

21.11.2017 öffentlich Entscheidung 
 
 



Niederschrift über die 
Öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
der Gemeinde Berglen am 21.11.2017 

 

Anwesend: Bgm. Friedrich und 15 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 16 
Normalzahl: Bgm. Friedrich und 20 Mitglieder, Stimmberechtigte gesamt 21 
Entschuldigt :  

 

 Frau Gemeinderätin Petra Finze  

 Herr Gemeinderat Sascha Geck  

 Herr Gemeinderat Rolf Hammer  

 Herr Gemeinderat Karl-Heinz Moser  

 Herr Gemeinderat Felix Scherhaufer  
 

Unentschuldigt :  
 

  
 

 

Außerdem anwesend: Gemeindeverwaltung: Frau Regina Ehmann; Frau Corinna Sigloch; 
Frau Gudrun Boschatzke; Herr Attila Kisa; Herr Daniel Schreiber; Herr 
Götz Müller; Herr Reiner Rabenstein 
Presse, Zuhörer 

Schriftführer: Frau Michaela Heidenwag 
  

 

 

 
15. Beschlussfassung über die Annahme von Spenden    
    
Der Vorsitzende informiert das Gremium über folgende bei der Gemeindeverwaltung eingegan-
gene Spenden: 
 

 Evang.-Meth. Kirche   Senioren      10,00 € 

 Hans-Ulrich Stiefel   Spende Defibrillator Steinach 100,00 € 

 Inge Deiß    Spende Defibrillator Steinach   50,00 € 

 Helmut u. Ingrid Wilhelm  Spende Defibrillator Steinach   50,00€  
 
Der Gemeinderat stimmt der Spendenannahme einstimmig zu. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verteiler: 1 x Gemeindekasse 
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